
Suchergebnisse: Schuld

420 – Der Kirchenlehrer Aurelius Augustinus beschäftigt sich mit den Hexen

Algerien * Aurelius Augustinus, einer der vier lateinischen Kirchenlehrer&nbsp;der Spätantike, hat

sich bereits im frühen 5. Jahrhundert mit dem beschäftigt, was wir heute unter den Begriffen

„Hexe“ und „Schadenszauber“ verstehen. Es geht ihm aber weniger um die Angst vor einer

schädlichen Magie, sondern vielmehr darum, den christlichen Glauben von allen

Verunreinigungen durch den heidnischen&nbsp;und abergläubischen&nbsp;Irrglauben zu

reinigen.    Augustinus will die absolute Überlegenheit&nbsp;des katholischen Christentums

propagieren und deutet deshalb die heidnischen Götter und Göttinnen zu teuflischen

Dämonen&nbsp;um, die Luzifer&nbsp;hierarchisch unterstellt wären. Wer also in diesem Sinne

Magie&nbsp;betreibt, macht sich automatisch des „Teufelspaktes“ schuldig.&nbsp;

1140 – Das umfangreiche Imperium der Tempel-Ordensritter

Paris * Die Templer besitzen ausgedehnte Ländereien in Frankreich, England, Schottland,

Spanien, Portugal, Flandern, Italien, im Deutschen Reich, Ungarn und in der Levante.   

Geschenkt wird ihnen vor allem für die Ablösung von Sünden sowie das Seelenheil des Spenders

und seiner Angehörigen. Durch Tausch, Verkauf und Erwerb optimieren die Templer die

Ertragslage ihrer Schenkungen zu wirtschaftlich lukrativen Gebilden. Da ihre Besitzungen hohe

Renditen erwirtschaften, fließen dem Ritterorden daraus reichliches Einkommen zu. Viele ihrer

landwirtschaftlichen Gründe haben sie verpachtet.    Nur wenn sich die Ertragslage der Böden

wirklich rentiert, dann bearbeiten sie diese auch in Eigenbewirtschaftung. Dafür holen sie sich

eigens qualifizierte Spezialisten. In Spanien und auf den Balearen beschäftigen die

Tempelherren dafür sogar geschickte Muslime.        Durch ihren Kontakt zur jüdischen und

islamischen Welt sind die Tempelherren recht weltoffen und für neue Wissenschaften und Ideen

empfänglich geworden. Der Orden besitzt die fortschrittlichste Technologie der Zeit: im Bereich

der Landwirtschaft, des Vermessungswesens, des Straßenbaus und der Schifffahrt.   Die

Templer veranlassen die Bewässerung des Rio-Cinca-Tales in Aragón, den Bau eines

Mühlensystems an der Aude und die Einführung des vierjährigen Fruchtwechsels in der

Normandie. Mit Mühlen lässt sich ebenso viel Geld verdienen wie mit dem Weinanbau in

Portugal. Der Wein wird bis nach England verkauft.   Auch die Templer-Schiffe bringen einen

erheblichen Gewinn. Den Ordensrittern gehören eigene Häfen, Werften und Schiffe. Sie sind die

Ersten in Europa, die mit einem Magnetkompass ausgestattet sind.   Selbst die der europäischen
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weit überlegene arabische Medizin ist den Templern nicht fremd. In den Krankenhäusern des

Ordens kommen moderne Prinzipien wie Hygiene und Sauberkeit zum Tragen und sogar das

Wissen um die antibiotische Wirkung von bestimmten Pilzen ist vorhanden.   Die

Tempelherren sind also keineswegs reine Haudraufs. Neben ihren kriegerischen, politischen und

wirtschaftlichen Aktivitäten betreiben sie auch noch Geldgeschäfte. Sie sind die einzigen

Christen, die aufgrund eines weiteren päpstlichen Privilegs Geld gegen Zinsen verleihen dürfen.

Dadurch können sie einen gewaltigen Reichtum anhäufen.   Und da, um seine Wertgegenstände

aufzubewahren, nichts so sicher und unverletzlich ist wie ein gottgeweihtes Haus und nichts mehr

Vertrauen erweckt als die Templer-Burgen, die von hohen Mauern geschützt, von

Ritter-Mönchen verteidigt vor jedem Angriff sicher scheinen, dienen diese bald als Tresore für

Kostbarkeiten von weltlichen und geistlichen Herren. Sie werden zu Depots für Wertgegenstände,

Schmuck und Geld, die den Grundstock des immer noch gesuchten Templerschatzes bilden.  

Die Templer verwalten die Depots ihrer Kunden, die damit über ein laufendes Konto verfügen. Sie

können Geld abheben, Zahlungen durch einen simplen Brief an den Schatzmeister entrichten und

erhalten darüber hinaus drei Mal jährlich einen Kontoauszug zugeschickt.   Zu jedem

trogähnlichen Geldschrank gibt es, ähnlich wie bei den heutigen Bankschließfächern, zwei

verschiedene Schlüssel. Je einen für den Hüter der kirchlichen Kostbarkeiten und dem

Depotinhaber. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Depots der Templer absolut sicher, da

geldgierige Herrscher nur ganz selten ihre Finger nach ihnen ausstrecken.   So können sich die

Niederlassungen der Templer in Europa und im Nahen Osten zu Zentren des

Finanzwesens entwickeln und das Pariser Ordenshaus, der Temple, zum europäischen

Finanzzentrum. Der König von Frankreich vertraut beispielsweise im 13. Jahrhundert seine

Kronjuwelen der Obhut der Pariser Templer an.   Die Finanzspezialisten der Tempelherren führen

bald fortschrittliche Techniken im Kreditwesen und in der Buchführung ein. Sie entwickeln den

bargeldlosen Zahlungsverkehr und führen den Wechselbrief und den Scheck in Europa ein.   Wer

also in einem Ordenshaus eine Summe einzahlt, kann sie nach Vorlage der Kassenanweisung in

einer weit entfernten Komturei wieder in Empfang nehmen. Der Orden kassiert dafür lediglich

Gebühren und verdient an den Zinsen. Doch wird dadurch der risikoreiche Transfer von

Münzgeld fast völlig entbehrlich.   Neben der einfachen Vermögensverwaltung für Dritte betreibt

der Templer-Orden auch Geldleihe, wodurch er die eigenen Gelder und die ihnen durch Dritte

anvertrauten Einlagen arbeiten lässt. Alle Klöster und Konvente fungieren deshalb als Leihkasse. 

 An Bauern verleihen die Templer kleinere Summen, damit diese einen Engpass überbrücken

können, Kaufleuten geben sie größere Kredite. Als Sicherheit ziehen sie Grundbesitz heran. Gibt

es bei der Rückzahlung des Kredits Probleme, dann halten sie sich an den Ländereien des

Schuldners schadlos.   Zwar passen die Finanzaktivitäten des Templer-Ordens nicht zu ihrer

religiösen Berufung, es ist aber die allgemein den Ritterorden aufgetragene Mission, die sie auch

in diesem Bereich tätig werden lassen. Auch die Johanniter, der Deutsche Orden und selbst die
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traditionellen Mönchsorden betätigen sich ähnlich, allerdings auf einer wesentlich niedrigeren

Stufe.   Um im Orient überleben zu können, muss der Templer-Orden über umfangreiche

Finanzmittel verfügen und all seine Einkünfte weitestgehend in Geld verwandeln. Sie kaufen dazu

auf Märkten und Messen möglichst viele Rechte und Monopole, die ihnen wiederum Einnahmen

sichern.   So wird zum Beispiel das ausschließliche Wiegerecht, das der Orden vom Grafen der

Champagne erwirbt, sehr zu Ungunsten der dort ansässigen Bürger vereinnahmt. Von dem

eingenommenen und erwirtschafteten Verdienst gehen anfangs ein Drittel an die Häuser im

Orient. Später werden die Abgaben auf ein Zehntel reduziert.   Aus abendländischer Sicht

entsteht immer wieder der Eindruck, als hätten die Männer und Frauen aus dem Westen die

Kultur in den Nahen Osten gebracht. Genau das Gegenteil ist richtig. Die arabischen Reiche sind

den Christen nicht nur militärisch, sondern auch in ihrer Kultur weit überlegen. Dort im Osten ist

das geistige Erbe der Griechen und Römer bewahrt und weiterentwickelt worden. Geniale

Mathematiker und Astronomen sowie geschickte Kaufleute kommen von dort her.   Die Araber

haben ein Zahlensystem entwickelt: die arabischen Ziffern, die wir heute noch verwenden. Eine

der wesentlichen Neuerungen besteht darin, dass es für „nichts“ ein eigenes Zeichen gibt: die

Null. Diese macht das Multiplizieren und das Bruchrechnen viel einfacher und erlaubt die

einprägsame Darstellung des Dezimalsystems. Und genau dieses System lernen die Christen,

allen voran die Tempelherren, zur Zeit der Kreuzzüge kennen. Die arabischen Ziffern ersetzen

die bisher üblichen römischen.   Da die Kaufleute nun einfacher rechnen können, rechnen sie

auch besser und erhalten damit ein genaueres Bild über den Verlauf ihrer Geschäfte.

Juli 1148 – Dank der Templer endet der Kreuzzug nicht in einem Desaster

Damaskus * Die Kreuzfahrer können zwar die Obstgärten von Damaskus erobern, stoßen aber

auf heftigen Widerstand und verlegen deshalb ihre Truppen in den Osten der Stadt.    Doch

dieses Gebiet war eine offene Ebene, die weder Schutz noch Wasser bot, sodass die christlichen

Kampftruppen schließlich zum Rückzug gezwungen waren. Die Templer erwerben sich durch ihre

Teilnahme am Zweiten Kreuzzug den Ruf fanatischer Kämpfer von großem Mut, äußerster

Disziplin, aber auch von außerordentlicher Überheblichkeit.    Frankreichs König Ludwig VII.

berichtet, dass es nur den Tempelherren zu verdanken sei, dass der falsch geplante und schlecht

geführte Kreuzzug nicht in einem Desaster endete. Es folgen wechselseitige Beschuldigungen,

die das Verhältnis zwischen dem Abendland und den Kreuzfahrerstaaten auf Jahre hin vergiften.

Und die Akteure des Zweiten Kreuzzuges beschönigen die Geschichte, indem sie eisern die

Schmach verschweigen oder schön reden.    Die Kritiker, die den Tod von vielen Tausenden als

sinnlose Opfer bezeichnen, werden immer lauter. Bernhard von Clairvaux, der in seinen

Kreuzzug-Predigten sagte: „Im Tod des Heiden sucht der Christ seinen Ruhm, weil Christus
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verherrlicht wird“, erklärt jetzt, dass das Desaster durch die Sünden der Pilger verursacht worden

ist und dass Gott deshalb den Kreuzfahrern seinen Segen entzogen habe.    Bischof Otto von

Freising, ein Bruder des Stauferkönigs Konrad III. und selbst aktiver Teilnehmer am Zweiten

Kreuzzug, räumt zwar den Misserfolg des Unternehmens ein, versucht aber zumindest einen

kleinen Gewinn zu erkennen, wenn er den Kritikern entgegnet: „Wenn [...] unser Feldzug nicht gut

war zur Ausweitung unserer Grenzen, noch für die Wohlfahrt unseres Leibes, so war er dennoch

gut für das Heil vieler Seelen“.    Bernhard von Clairvaux ist von der Kritik an seiner Person

schwer enttäuscht, weshalb er sich gegenüber Papst Eugenius III. ausführlich rechtfertigt und

dabei jede Schuld von sich weist: „Wir eilten nicht dorthin wie ins Ungewisse, sondern auf

Deinen, ja durch Dich auf Gottes Befehl“. Der Zisterzienser-Abt lässt sich schließlich in Chartres

erneut zum Anführer eines Kreuzzuges wählen, doch der Papst will nach den gemachten leidigen

Erfahrungen diesen Plan erst fördern, wenn die Aussicht auf Erfolg auch gesichert ist.

13. Januar 1179 – Herzog Heinrich der Löwe wird als Angeklagter vorgeladen

Worms * Auf dem Hoftag zu Worms wird der eigentliche Ankläger Herzog Heinrich als

Angeklagter vorgeladen. Er ist sich über die gegen ihn eingeleitete Aktion im Klaren und glaubt

nicht mehr daran, sein Recht zu erlangen. Die Verweigerung von Chiavenna hat ihn in die

Isolierung geführt. Aus den verschiedensten und zum Teil weit zurückliegenden Gründen haben

sich der Kaiser, der Kölner Erzbischof sowie viele sächsische Bischöfe und Adelige gegen den

Löwen verbündet.    Der Gerichtstag bringt ihnen den ersten Erfolg: Da sich Heinrich weigert zu

erscheinen, macht er sich, da er „die Majestät verachtete“, der Rechtsverweigerung, der

contumancia, schuldig.    Kaiser Friedrich I. Barbarossa kommt das Nichterscheinen des Herzogs

gerade recht, da er sich auf diesem Wormser Hoftag die schwäbischen Welfenbesitzungen, die er

nur wenige Wochen zuvor trotz des Erbvertrags zwischen Welf VI. und Heinrich dem Löwen

gekauft hatte, formell übertragen lässt. 

29. März 1231 – Der Freisinger Bischof Gerold von Waldeck stirbt

Freising * Der Freisinger Bischof Gerold von Waldeck stirbt. Er wird von Papst Gregor IX.

abgesetzt und exkommuniziert, weil er im Jahr 1230 die Stadt Freising den Wittelsbachern als

Lehen überlassen will. Dazu kam es durch überwiegend selbst verschuldeter

Finanzschwierigkeiten. Sein Nachfolger auf dem Bischofsstuhl wird Konrad I. von Tölz und

Hohenburg. 
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1304 – Die Missgunst gegen die Templer steigert sich immer mehr

Paris * Die Missgunst steigert sich immer mehr, nachdem der Templer-Orden ganz offiziell den

Kampf gegen die Heiden aufgibt, der Großmeister sich ins damals schon als flott bekannte Paris

zurückzieht und viele Tempelherren in ihrer Heimat, vor allem in Frankreich, wichtige Positionen

bekleiden - allerdings ohne der französischen Krone Rechenschaft schuldig zu sein.    Die

reichen und arroganten Templer, dieser Staat im Staat, stört den französischen König Philipp IV.,

den man den Schönen nennt. Er ist ein durchaus tüchtiger Herrscher, der etwas von der Macht

versteht und deshalb weis, dass es Macht ohne Geld nicht gibt.    Doch gegen die gut

ausgebildeten und disziplinierten Templer hat selbst der französische König militärisch nichts

entgegenzusetzen. Außerdem untersteht der Orden direkt dem Papst, gegen dessen Willen er

nichts unternehmen kann.

13. Oktober 1307 – Im Morgengrauen werden die Templer verhaftet

Paris * Zur Überraschung von Papst Clemens V. werden im Morgengrauen - gleichzeitig in ganz

Frankreich - die Templer verhaftet, ihre Güter beschlagnahmt und die Ordenshäuser unter

königliche Aufsicht gestellt. Der Überraschungscoup gelingt und es gibt keinen militärischen

Widerstand der Tempelritter. Trotzdem kann der Großmeister der Tempelherren, Jacques de

Molay, noch kurz vor der Massenverhaftung Bücher und Dokumente des Ordens verbrennen. Die

Zahl der Verhaftungen lässt sich nur schwer abschätzen. In Paris gibt es 138

Festnahmen. Lediglich zwölf bis zwanzig Ordensritter können vor der Razzia fliehen, darunter nur

ein hoher Würdenträger.    Der Brief von König Philipp IV., datiert vom 14. September [Tag der

Kreuzerhebung], hat den folgenden Inhalt:       „Eine bittere, beklagenswerte, entsetzlich sich

vorzustellende Sache [...].   Ein verabscheuungswürdiges Verbrechen, eine scheußliche Missetat

[...].   Eine ganz und gar unmenschliche, ja jeder Menschlichkeit fremde Sache ist uns dank

mehrerer glaubwürdiger Menschen zu Ohren gekommen“.      Und weiter heißt es:       „Die

Brüder des Ordens der Miliz vom Tempel, die die Wolfsnatur unter dem Schafspelz verbargen

und unter dem Habit des Ordens in erbärmlicher Weise die Religion unseres Glaubens

beleidigten, werden beschuldigt, Christus zu verleugnen, auf das Kreuz zu spucken, sich bei der

Aufnahme in den Orden obszönen Gesten hinzugeben“, und   „sie verpflichten sich durch

Gelübde und ohne Furcht, das menschliche Gesetz zu beleidigen, sich einander hinzugeben,

ohne Widerrede, sobald es von ihnen verlangt wird.“      Zur Aufdeckung der Wahrheit werden

„ausnahmslos alle Mitglieder des selbigen Ordens unseres Königreichs festgenommen,

gefangengehalten und dem Urteil der Kirche vorbehalten“. Alle ihre Güter, „bewegliche und

unbewegliche“, werden „beschlagnahmt, von uns eingezogen und getreu verwahrt werden“.

Münchner Zeitensprünge Seite 5/63



16. Oktober 1307 – Frankreichs König Philipp IV. informiert über die Operation Templer

Paris * Frankreichs König Philipp IV. informiert die europäischen Herrscher über die Operation

Templer und fordert sie umgehend zum Handeln im Sinne seiner Politik der vollendeten

Tatsachen auf. Zur Untermauerung enthält das königliche Schreiben die gegen die

Tempelherren erhobenen Vorwürfe:       „Die Brüder des Ordens der Miliz vom Tempel, die die

Wolfsnatur unter dem Schafspelz verbargen und unter dem Habit des Ordens in erbärmlicher

Weise die Religion unseres Glaubens beleidigen,    werden beschuldigt, Christus zu verleugnen,

auf das Kreuz zu spucken,    sich bei der Aufnahme in den Orden obszönen Gesten hinzugeben.“

     Und weiter schreibt der König:       „Sie verpflichten sich durch ihr Gelübde und ohne Furcht,

das menschliche Gesetz zu beleidigen,    sich einander hinzugeben, ohne Widerrede, sobald es

von ihnen verlangt wird.“

Februar 1308 – Der Papst ist von der Unschuld der Tempelherren überzeugt

Avignon - Paris * Der Papst, der inzwischen von der Unschuld der Tempelherrenmüberzeugt ist,

suspendiert die Vollmachten der Inquisitoren. Die inhaftierten Templer bleiben allerdings in den

Gefängnissen des Königs. Auch wenn die Vernichtung des Templer-Ordensmvorerst

fehlgeschlagen ist, so lässt König Philipp IV. dennoch nicht locker.

Mai 1308 – Papst Clemens V. wird der Wille gebrochen

Poitiers * Papst Clemens V. wird bei der Zusammenkunft in Poitiers endgültig der Wille zum

Widerstand genommen. Mit den führenden Templern, Jacques de Molay und Hugues de Pairaud,

die in Chinon inhaftiert sind, trifft der Pontifex maximus nie zusammen, weshalb sie ihm auch nie

ihre Sicht der Dinge erklären können. Deshalb beginnt der Papst allmählich selbst an der

Unschuld der Tempelherren zu zweifeln und hebt die Suspension der Inquisitoren wieder auf.

18. März 1314 – Jacques de Molay und Geoffroy de Charnay werden verbrannt

Avignon - Paris * Die Verfügungsgewalt über die höchsten Würdenträger des

Templer-Ordens&nbsp;hat sich der Papst vorbehalten.&nbsp;Sie werden von einem

Kardinalskollegium&nbsp;zu lebenslanger Haft verurteilt.&nbsp;Zwei von ihnen, der

Großmeister&nbsp;Jacques de Molay und der Praeceptor der Normandie, Geoffroy de Charnay,

pochen auf ihre Unschuld und lehnen das Urteil ab.    Jacques de Molay und Geoffroy de
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Charnay werden - ohne Rücksicht auf den Papst - noch am gleichen Tag auf der Ile de la

Cité&nbsp;in Paris verbrannt.&nbsp;Der letzte Templer-Großmeister&nbsp;soll den Papst und

den König noch auf dem Scheiterhaufen verflucht haben, weshalb Clemens V. später „der

verfluchte Papst“ genannt wird.&nbsp;Der Templer-Prozess&nbsp;ist bis heute einer der ganz

großen Justizskandale geblieben.&nbsp;Dem Templer-Orden&nbsp;wurde bis zum heutigen

Tage keine Genugtuung erteilt.    Das Hauptziel der Verfolgung der Tempelherren&nbsp;durch

König Philipp „dem Schönen“, sich das bewegliche Vermögen des

Ritterordens&nbsp;anzueignen, war allerdings gescheitert.&nbsp;Der sagenhafte Schatz der

Templer&nbsp;wird nie gefunden, sein Verbleib nie geklärt.&nbsp;Das bildet wiederum die

Grundlage für eine Vielzahl von Spekulationen.&nbsp;Und kein Orden&nbsp;bot so viel Anlass zu

Spekulationen wie der der Templer.    Durch ihr Engagement im Heiligen Land&nbsp;kamen die

Tempelritter&nbsp;mit Traditionen der jüdischen Welt, des Islam und nicht zuletzt der Antike in

Berührung, die ihren mittelalterlichen Horizont enorm erweiterten.&nbsp;Ihre beachtlichen Erfolge

auf technischem und finanziellem Gebiet lassen sich darauf zurückführen.&nbsp;Sie entwickelten

ein eigenes Weltbild, das höchstwahrscheinlich als Fernziel die Vereinigung der

monotheistischen Religionen&nbsp;anstrebte.&nbsp;    Gleichzeitig musste der

Ritter-Orden&nbsp;erkennen, dass sein neu erworbenes Wissen für das abergläubische

mittelalterliche Europa noch nicht nachvollziehbar war und deshalb Schwierigkeiten

heraufbeschwören musste.&nbsp;So wurde vieles geheim gehalten, und aus diesen

Geheimnissen entstanden sowohl die „Arroganz der Wissenden“ als auch viele Legenden.

1326 – Ockhams Ansichten werden als „häretisch oder irrig“ bezeichnet

Avignon * Im abschließenden Gutachten werden von 51 Lehrsätzen Occhams 29 als „häretisch

oder irrig“, die übrigen 22 als „möglicherweise falsch“ bezeichnet.    Unter anderem wurde

Ockham des „Pelagianismus“ für schuldig befunden. [Der „Pelagianismus“ lehrt, dass die

menschliche Natur – von Gott stammend – auch göttlich ist und dass der sterbliche Wille in der

Lage sei, ohne göttlichen Beistand zwischen Gut und Böse zu unterscheiden.    Damit steht

seiner Verurteilung durch Papst Johannes XXII. nichts mehr im Wege, doch Ockham bleibt bis

1328 als Angeklagter in Avignon und es kommt aus unbekannten Gründen zu keinem Urteil.

1346 – Ein sich aufbauendes Pogrom wird verhindert

München * Ein gewaltsamer Übergriff auf die jüdische Bevölkerung Münchens, der als Pogrom

bezeichnet wird. Erneut werden Juden des Ritualmordes beschuldigt. Durch das entschlossene

Eingreifen Kaiser Ludwigs des Baiern können sie gerettet werden. Dabei spielen auch finanzielle
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Interessen eine wichtige Rolle.

16. September 1390 – König Wenzel hebt alle Judenschulden in Baiern auf

Nürnberg * König Wenzel hebt in Nürnberg alle Judenschulden in Baiern auf. Die Juden erhalten

ihr Geld nicht mehr zurück. Die davon profitierenden Schuldner müssen aber dem König

Ersatzleistungen zahlen. 

1577 – 300.000 Gulden Schulden in neun Jahren Erbprinz-Hofhaltung

Landshut - München * Nach neunjähriger Hofhaltung als Erbprinz in Landshut muss Wilhelm V.

seinem Vater 300.000 Gulden Schulden eingestehen.

1579 – Ein Dreijähriger auf dem Bischofsstuhl

München - Regensburg * Der dreijährige Herzog Philipp Wilhelm von Baiern wird Fürstbischof

von Regensburg. Mit Philipp Wilhelms Wahl soll das hoch verschuldete Bistum Regensburg

stärker an das baierische Herzogtum gebunden werden. Gerade auch deshalb, weil sich in der

Reichsstadt Regensburg die Protestanten eine einflussreiche politische Position erarbeiten

konnten. 

1581 – Erste Hexenverfolgungen in der Grafschaft Werdenfels

Werdenfelser Land * Elsbeth Schlamp aus Garmisch, „ein seltsames Mensch von Ansehen“, und

Maria Neuwirth aus Klagenfurt werden in der Grafschaft Werdenfels der

Zauberei beschuldigt. Ihnen wird die Erzeugung einer Seuche und eines schwerer Hagelschauers

vorgeworfen. Da aber weder der Pfleger der Grafschaft, noch die Freisinger Regierung an einer

Verfolgung interessiert sind, verläuft der Vorgang im Sand. 

18. April 1583 – Herzog Wilhelm V. den Grundstein für die prachtvolle Michaelskirche

München-Kreuzviertel * Ungeachtet der ungeheueren Schuldenlast und der Widerstände seiner

Familie, der Räte und der Münchner Bürgerschaft legt Herzog Wilhelm V. den Grundstein für die
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prachtvolle Michaelskirche und das palastartige Kloster der Societas Jesu.

10. Januar 1588 – Herzog Wilhelm V. muss dem Landtag Schulden bekannt geben

München * In München findet bis 6. April ein Landtag statt, auf dem Herzog Wilhelm V. den

Ständen eine Schuldenlast von 1.992.736 Gulden bekanntgeben muss. Alleine 700.000 Gulden

hat der Kölner Krieg verschlungen.

1589 – Auch Ingolstadt wird vom Hexenwahn ergriffen

Ingolstadt * Im Zuge der großen Hexenverfolgungen im Herzogtum Baiern wird auch Ingolstadt

vom Hexenwahn ergriffen. Mehrere unschuldige Frauen werden verhaftet, verhört und gefoltert.

Bis zum Jahr 1592 werden in Ingolstadt 13 unschuldige Frauen als Hexen zum Tode verurteilt. 

24. Juli 1589 – Alle bösen Leute und Unholden sollen umgehend verhaftet werden

München - Schongau * Herzog Ferdinand befiehlt seinem Landrichter, alle bösen Leute und

Unholden, denen er habhaft werden kann, umgehend zu verhaften. Ihre Wohnungen sollen nach

Salben, Amuletten, wächsernen und durchstochenen Bildern, menschliche Knochen und

ähnlichen Zaubermitteln durchsucht werden. Benennen die Angeklagten freiwillig Mitschuldige,

soll man ihnen einen Straferlass versprechen.    Den Grund dafür, weshalb der böse Feind an

Macht gewonnen hat, sieht der Herzog im Zusammenhang mit dem sündhaften Leben der

Untertanen. Nur deshalb lässt Gott dem Teufel und seinen Werkzeugen freie Hand. Die Pfarrer

und Prediger im Landgericht Schongau sollen deshalb das Volk zur Buße und Besserung des

Lebens ermahnen.      Herzog Ferdinand fordert zur Unterstützung der unerfahrenen baierischen

Hexenjäger den darin geschulten Nachrichter von Biberach an. Er soll die Verdächtigten auf

Hexenmale untersuchen. „Dann wir gesinet, auf alle in Schwung geende und wachsende

hochsträfliche Laster, sonderlich das ungeheur Unholdwerckh ernstliche Inquisition und Straf

furnemmen“. 

28. September 1589 – Hexenverfolgungen in der Grafschaft Werdenfels

Freising - Werdenfelser Land * In der zum Fürstbischof von Freising gehörenden Grafschaft

Werdenfels beginnt mit der Verhaftung der 55-jährigen Ursula Klöck sowie Elsbeth Schlamp und
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ihre Tochter Appolonia eine große Hexenverfolgung, in deren Verlauf fünfzig Frauen und ein

Mann der Hexerei beschuldigt werden.    Als Landesherr des Freisinger Kirchenstaates steht

ebenfalls ein Bruder des baierischen Herzogs Wilhelm V. an der Spitze: Fürstbischof Ernst von

Freising ist zugleich Kurfürst des Fürstbistums Köln am Rhein. 

30. Oktober 1589 – Anwendung der Folter bei den Werdenfelder Hexen

Freising - Werdenfelser Land * Aus Freising geht der Befehl in die Grafschaft Werdenfels, gegen

die der Hexerei Angeklagten Ursula Klöck sowie Elsbeth Schlamp und ihre Tochter Appolonia die

Folter anzuwenden.    Damit ist der Ausweitung des Hexenprozesses Tür und Tor geöffnet. Durch

die über die Folter herausgepressten Geständnisse werden etwa 180 Personen in den Prozess

einbezogen. Am Ende werden 50 Frauen und ein Mann der Hexerei schuldig befunden und zum

Tod auf dem Scheiterhaufen verurteilt. 

5. November 1591 – Die beiden letzten Werdenfelser Hexen werden hingerichtet

Werdenfelser Land * Mit Brigitta Krätzler und Barbara Feurer werden die beiden letzten

Beschuldigten des Werdenfelser Hexenprozesses hingerichtet. Dann endet zunächst die

Hexenverfolgung im Werdenfelser Land. Das liegt einerseits am verstärkt auftretenden

Widerstand aus der Bevölkerung, andererseits an den hohen Kosten.    Alleine der

Nachrichter erhält für jede Besichtigung zwei Gulden, dazu täglich ein Wartegeld von zwei

Gulden und für jede Hinrichtung nochmal acht Gulden. Auch Verpflegung und Unterkunft trägt die

Staatskasse. Insgesamt kostet der Werdenfelser Hexenprozess rund 4.000 Gulden.    Am Ende

dieser Verfolgungs-Periode zählt man 49 auf dem Scheiterhaufen zum Teil lebendig verbrannter

Angeschuldigter, zum Teil werden sie vorher erwürgt oder geköpft. Zwei Frauen sterben während

ihres Gefängnisaufenthalts, eine davon verübt Selbstmord. 

1593 – Herzog Wilhelm V. muss erneut um die Übernahme seiner Schulden bitten

München * Herzog Wilhelm V. muss den Landtag erneut um die Übernahme seiner Schulden in

Höhe von 1.300.000 Gulden bitten.

1. Januar 1595 – Herzog Maximilian I. regiert mit seinem Vater
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München * Herzog Wilhelm V. überträgt seinem Sohn Maximilian I. die Mitregierung in Form der

Stellvertretung. Die Landstände hatten den Herzog aufgrund seiner Verschuldung und der

Unordnung in der Hof- und Staatsverwaltung zu diesem Schritt gedrängt. Doch die „Verwirrung im

Finanzwesen“ wird durch die Doppelregierung noch schlimmer. Es wird eine Abdankung auf

Raten. 

15. Oktober 1597 – Das Herzogtum Baiern steht vor dem Staatsbankrott

München * Herzog Wilhelm V. verzichtet zugunsten seines Sohnes Maximilian I. auf die

Regierung des Herzogtums. Der Grund ist hauptsächlich in der Verschuldung Baierns zu suchen.

Das Land steht kurz vor dem Generalanstand, also dem Staatsbankrott.

11. August 1600 – Agnes Klostermüller wird elfmal aufgezogen

München-Graggenau * Die zwanzigjährige Agnes Klostermüller wird elfmal „aufgezogen“, davon

zehnmal belastet mit einem fünfzig Pfund schweren Stein. Das Mädchen bleibt standhaft, obwohl

ihm alle Glieder zerrissen werden. Nichts, außer der Beteuerung ihrer Unschuld, ist aus ihr

herauszubringen.  Vor dem Beginn der Folter spricht Hofrat Dr. Johann Simon Wagnereckh

lateinische Verse und Psalme über sie, um sie zu „entzaubern“. Da hier der Name Jesus

vorkommt, sagt Agnes Klostermüller: „sie wolle diesen Jesus nit [in dessen Namen man

Unschuldige martert] sondern wolle den haben, der sie erschaffen und für sie am Stamme des

Kreuzes gelitten“.  Nach der Folter lässt man Agnes für etwa zehn Wochen in Ruhe. 

21. November 1614 – Ungeratene Kinder werden in den Turm gesperrt

München * Gabriel Ridler bittet den Stadtrat, seinen Sohn Ernst „wegen seiner vielen Schulden

und seines liederlichen Lebenswandels“ im Turm einzusperren. Der Rat der Stadt bewilligt die

Bitte, da man schon öfter „ungeratene Kinder auf diese Weise coerciert“ hat. 

11. Juli 1623 – Kurfürst Maximilian I. verlangt einen Beitrag zu den Kriegskosten

München * Kurfürst Maximilian I. verlangt von seiner Haupt- und Residenzstadt einen Beitrag zu

den Kriegskosten in Höhe von 50.000 Gulden. Zur Finanzierung des Betrags muss die Stadt

ihrerseits eine Anleihe bei ihren Bürgern aufnehmen. München wird unter der so herbeigeführten
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Verschuldung noch jahrzehntelang leiden.

1626 – Erste Stimmen der Jesuiten gegen die Verfolgung der Hexen

München * Selbst unter den Jesuiten&nbsp;gibt es erste Stimmen, die sich entschieden gegen

die Verfolgung der Hexen&nbsp;aussprechen. Dazu gehört der Jesuitenpater&nbsp;Adam

Tanner, der sich im dritten Band seines Werkes „Theologiae Scholasticae“ vehement gegen die

Ansicht wehrt, dass Gott es zulassen würde, dass neben vielen „Schädlichen“ auch viele

„Unschuldige“ sterben müssten.    Tanner bejaht zwar die Existenz der Hexen, glaubt

grundsätzlich an den „Teufelspakt“ und sieht in der Hexerei&nbsp;ein „todeswürdiges

Verbrechen“, dem der Prozess zu machen sei.       Er verlangt aber auch, dass bis zum Beweis

des Gegenteils von der Unschuld der Angeklagten&nbsp;auszugehen sei.   Geständnisse unter

der Folter&nbsp;dürfen keine Begründung für einen Urteilsspruch&nbsp;sein.&nbsp;      Seine

Forderungen bringen dem Jesuiten&nbsp;Adam Tanner mannigfache Anfeindungen ein.  Erboste

Inquisitoren&nbsp;drohen ihm sogar die Folter&nbsp;an.&nbsp;

1. März 1627 – Ursula Bonschab wird der Hexerei beschuldigt

Eichstätt * Ursula Bonschab wird der Hexerei beschuldigt. Sie wurde aufgrund von 16

Denunziationen gefangen genommen und „gütlich und peinlich vernommen“. 20 Tage hält sie den

Qualen einer extrem grausamen und sich immer steigernden Folterprozedur stand, erst dann ist

die selbstbewusste Frau gebrochen.    Sie gesteht schließlich alles, was man ihr vorsagt:

„Wetterzauber, Kinderausgraben, Coitus mit dem ‚bösen Feind‘, Schadzauber mit Pulver und

Salben an Menschen und Tieren“. Außerdem nennt sie noch 34 Gespielinnen, an denen sich die

fürstbischöflichen Kommissare im Anschluss ebenfalls vergehen. 

Mai 1631 – Friedrich Spees Schrift gegen Folter und Hexen-Verfolgungen

München * Die Schrift „Cautio Criminalis“ des Jesuitenpaters Friedrich Spee erscheint, in der er

sich - erstmals im katholischen Bereich - kritisch mit der Anwendung der Folter und den

Hexen-Verfolgungen auseinander setzt. Die Schrift muss anonym erscheinen.    Auch ein

aussagekräftigerer Titel - wie etwa „Wider den Hexenwahn“ - wäre ein eindeutiger Verstoß gegen

die allgemein herrschende Überzeugungen gewesen und geeignet, neben dem Verfasser auch

noch den Drucker und den Verleger in Verdacht zu bringen, dass sie Hexen in Schutz zu nehmen

und somit die Partei des Satans stärken würden.    Der Jesuitenpater Friedrich Spee hatte
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während seiner Aufenthalte in den Zentren der Hexenverfolgung in Köln, Trier, Würzburg, Mainz,

Speyer und Paderborn Hexenprozesse verfolgt und kam dabei zur Überzeugung, dass die

Folter nicht zur Wahrheitsfindung geeignet sei.    Das verstößt freilich gegen die damalige

Rechtsauffassung, denn daraus lässt sich ableiten, dass die verdächtigten Frauen - trotz ihrer

Geständnisse unter der Tortur - unschuldig sind.    Innerhalb der Gesellschaft Jesu bleibt die

Autorenschaft des Paters Friedrich Spee nicht verborgen. Zeitweise droht ihm sogar die

Entlassung aus dem Jesuitenorden. 

1655 – Bischof Albrecht Sigismund erwirbt das Schloss Ammerland

Ammerland * Der Freisinger Bischof Albrecht Sigismund erwirbt das Schloss und die Hofmark

Ammerland am Starnberger See von Georg Konrad Freiherr von Lerchenfeld um 32.000 Gulden.

Der Bischof hat ein Auge auf Ammerland geworfen. Aus Angst, bei Hofe in Ungnade zu fallen,

verkauft Lerchenfeld - „nur ungern und aus schuldiger Rücksicht“ - das Anwesen. 

1. Januar 1669 – Die Churbaierische Seidencompagnie nimmt ihre Tätigkeit auf

München * Die Churbaierische Seidencompagnie nimmt endlich ihre Tätigkeit auf. Der in Venedig

geborene und dort lebende Holländer Lucca van Uffele wird zum Fabrikdirektor erkoren. Er

besitzt wertvolle Beziehungen zur venezianischen Seidenindustrie und bekommt schon deshalb

den Titel eines Directore Complimentario und Scriptuali Generali übertragen.    In seinen

umfangreichen Conditiones heißt es unter anderem: „Van Uffele ist schuldig, der

Seidenkompagnie alle nötige Seide von auswärts zu bestellen und auf sein Risiko nach München

liefern zu lassen“. Darüber hinaus wird er verpflichtet, „so oft eine gefertigte Quantität vorhanden

ist, sie gegen Bargeld zu verschleißen“. Liegt der Gewinn unter acht Prozent, hat van Uffele den

Schaden zu tragen. Überhaupt ist der Venezianer verpflichtet worden, die Einlagen pro Jahr mit

fünf Prozent zu verzinsen.     Außerdem soll er die maestranzen [= Meister] aus Italien holen und

„eine Anzahl von 2.000 Personen hierländische Arbeitsleuth unterrichten lassen“. 

März 1671 – Lucca van Uffele flieht nach Augsburg

München * Lucca van Uffele hat die Münchner Seidenfabriken technisch und personell bestens

ausgestattet. Doch nur wenige Monate später wird ihm vorgeworfen, er betreibe „bedenkliche

Speculation [...], macht Schulden auf die Compagnie, Seperatgeschäfte“ und „Prellerey“.      Er

sieht sich zur Flucht nach Augsburg gezwungen. Dort wird er festgenommen und anschließend
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„in das Chettenstibl im Münchner Falkenthurm iberpracht“, wo er fünfeinhalb Jahre in Haft sitzt. 

Oktober 1676 – Lucca van Uffele wird als „Unschuldig“ freigesprochen

München * Lucca van Uffele wird als „Unschuldig“ freigesprochen und in die Freiheit entlassen.   

Das Gericht stellt in seiner Urteilsbegründung allerdings fest, dass das Seidenunternehmen

schon deshalb scheitern musste, da von der Unternehmensleitung zu viel Kapital in zu große und

unnötige Gebäude investiert worden seien. Damit fehlte das Geld für die laufenden Kosten der

Seidenfabrikation. Nachdem die Manufaktur nicht mit dem erwarteten Gewinn arbeitet, fordern

die Geldgeber ihre Kapitaleinlagen zurück. Auch vom kurfürstlichen Hof können keine

Investitionen mehr erwartet werden, da kurz zuvor ein Brand Teile der Residenz zerstört hatte.

Damit ist das vorläufige Ende der Churfürstlichen Seidencompagnie - nach nur elf Jahren -

gekommen.    Die Auer Seidenfabrik ist noch bis anno 1680, die am Jakobsplatz bis 1705

betriebsbereit. 

30. Oktober 1684 – Die kaiserliche Armee zieht sich aus Buda/Ofen zurück

Buda/Ofen * Die kaiserliche Armee zieht sich unter Beteiligung der baierischen Regimenter aus

Buda/Ofen zurück. Die Schuld am Misslingen der Belagerung von Buda wird Ernst Rüdiger von

Starhemberg aufgebürdet, obwohl er am Anfang als Einziger gegen diese Belagerung war. 

16. November 1705 – Burghausen fällt den Aufständischen in die Hände

Burghausen * Burghausen kapituliert vor den Aufständischen. Sie ist die erste Stadt, die den

Aufständischen in die Hände fällt. In den Kapitulationsverhandlungen verlangen die Unterländer,  

    dass „der Landmann bei seinen alten Privilegien verbleibe,    dass man von ihm nicht mehr

fordere als unter dem Kurfürsten geschehen, damit die Bauern [...] ihre schuldigen Abgaben

entrichten können;    alle Bauernsöhne und Knechte sollen zu Hause verbleiben und allein zur

Verteidigung des Landes dienen.“      Die Bauern erheben sich also zunächst nur gegen die allzu

maßlosen Forderungen der Kaiserlichen Administration, nicht gegen die Besatzungsherrschaft.

Weil sie zu Verteidigung der Heimat bereit sind, wehren sie sich gegen den Missbrauch der

Landfahnen zum kaiserlichen Militärdienst. Die Aufständischen verstehen sich als „ganze Gemein

der Kurlande Baiern“.    Um ihnen die Legitimation des gesamten Kurfürstentums zu geben, wird

der Regierungsrat Franz Bernhard von Prielmayer zum Kriegskommissär der

Landesdefension gezwungen. Prielmayer versucht mäßigend auf die
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Aufständischen einzuwirken. Doch der Erfolg der Rebellen verändert deren Ziele, weshalb sie

schon bald die Beseitigung der Kaiserlichen Administration fordern, weil sie für die

„unerträglichen Lasten“ verantwortlich zeichne.

19. Dezember 1705 – Die Kaiserliche Administration befiehlt, die Waffen niederzulegen

München * Die Kaiserliche Administration erlässt ein Mandat, in dem sie der „rottirten rebellischen

Baurschaft“ befiehlt, die Waffen niederzulegen. Zudem sollen die Bauern die Anführer der

Aufstandbewegung zur Anzeige bringen.     Die Kaiserliche Administration warnt davor, „daß

diejenige Dörffer, Höf und Häuser, wo die Bauerschafft sich abwesend befindet, ohne alle Gnad

und Bedenken verbrennet und in Asche geleget, diejenige Mannschaft aber, so in Wöhr und

Waffen verblieben, und darinne erdappet werden wird, als Rebellen angesehen, und mit Galgen

und Schwerdt, Vertreibung ihrer Haab und Gütter gestraft“ werden.    Auch die Eltern der

Aufständischen würden „der Straff des Brands und Plünderung, als wann sie selbsten dabey

wären, underworffen seyn“. Keiner könne sich damit entschuldigen, nur unter Zwang gehandelt

zu haben.

23. Dezember 1705 – Der Freisinger Bischof warnt vor einem Aufstand

Freising * Der Freisinger Fürstbischof Johann Franz Eckher ordnet in einem Rundschreiben an,

dass alle Pfarrer ihre Pfarrkinder vor einem höchst schädlichen Aufruhr warnen sollen, da dieser

dem schuldigen Gehorsam gegen die Obrigkeit widerspricht. Der Aufruhr wird „unausbleiblich“ die

Strafe Gottes nach sich ziehen.    Der Fürstbischof hat als eigenständiger Reichsfürst keinen

Anlass, mit den Ambitionen des Kurfürsten zu sympathisieren.&nbsp;

1715 – Der große baierischen Kinderhexenprozess in Freising

Freising * Der große baierischen Kinderhexenprozess geht in Freising, in zwei Teilen vonstatten.

Die Bettelkinder Andre, genannt der Drudenfanger, und Lorenz werden unter der Beschuldigung,

Ferkel und Mäuse hergezaubert zu haben, verhaftet. Die Verhöre ergeben weitere

Beschuldigungen. 

11. April 1715 – Kurfürst Max Emanuel lässt alle Juden aus dem Land weisen
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München * Nachdem Kurfürst Max Emanuel aus seinem Exil wieder nach Baiern zurückgekehrt

ist, lässt er alle Juden aus dem Land weisen.       Dabei hat die Kurbaierische

Landschaftsverordnung, die Vertretung der Landstände, in den letzten Monaten der kaiserlichen

Besatzungsherrschaft auf jüdische Finanzmittel zurückgegriffen.   Um den Abzug der kaiserlichen

Besatzungstruppen zu beschleunigen, hat sie die ausstehenden kaiserlichen Forderungen und

alle Landesausgaben übernommen.   Diese Aufwendungen hat sich die

Landschaftsverordnung von jüdischen Geldgebern finanzieren lassen.    Als Gegenleistung

gesteht man den Kreditgebern den freien Aufenthalt im Kurfürstentum bis zur Zurückzahlung der

Schulden zu.

1717 – Der der Hexerei beschuldigte Andre erhängt sich in seiner Zelle

Freising * Der der Hexerei beschuldigte Andre erhängt sich in seiner Zelle. Ein weiterer Junge

stirbt in der Zelle. 

12. November 1717 – Drei Jungen werden mit Schwert und Feuer hingerichtet

Freising * Drei Jungen, die in der Bischofsstadt Freising der Hexerei&nbsp;beschuldigt werden,

werden mit Schwert und Feuer&nbsp;hingerichtet, zwei andere Buben müssen dabei

zusehen.&nbsp;

1720 – Kurfürst Max Emanuel verschuldet sich bei jüdischen Geldgebern

München * Die prunkvolle Hofhaltung von Max Emanuel lässt den Finanzbedarf in gewaltige

Dimensionen anwachsen und treibt den Kurfürsten verstärkt in die Arme jüdischer Geldgeber.

Auch deshalb, weil Baiern bei anderen Bankhäusern kaum noch als kreditwürdig angesehen wird.

Erstmals stellt ihm der burgauische Hoffaktor Gerson Daniel Oppenheimer Geldmittel zum Teil in

bar und zum Teil durch die Einlösung von Zahlungsverpflichtungen zur Verfügung.

5. Oktober 1722 – Kurprinz Carl Albrecht heiratet Erzherzogin Maria Amalia von Österreich

Wien * Der baierische Kurprinz Carl Albrecht heiratet in Wien die Erzherzogin Maria Amalia von

Österreich, Tochter Kaiser Josephs I..    Zur Finanzierung der Hochzeitsfeierlichkeiten, aber auch

für sonstige Luxusbedürfnisse des Hofes und zur Behebung der finanziellen Engpässe der
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kurfürstlichen Behörden gewährt der pfalz-sulzbachische Oberfaktor Noe Samuel Isaak aus

Mergentheim dem Land gewaltige Finanzvorschüsse. Die Rückzahlung der Schulden wird in

erster Linie einigen Salzämtern und der Landschaft übertragen.    Auch der Wiener

Oberhoffaktor und Bankier Simon Wolf Wertheimer wird Gläubiger des kurfürstlichen Hauses.

26. Februar 1726 – Kurfürst Max Emanuel stirbt hochverschuldet in München

München * Kurfürst Max Emanuel stirbt in München. Er wird in der Fürstengruft in der

Theatinerkirche beigesetzt. Sein Sohn Carl Albrecht wird sein Nachfolger.    Zu diesem Zeitpunkt

ist Baiern mit 5.218.460 Gulden bei jüdischen Gläubigern verschuldet. Das sind etwa zwanzig

Prozent der damaligen baierischen Gesamtschuldenlast von 26,8 Millionen Gulden.

1749 – Josepha von Kern verkauft Grundstücke in der Falkenau

Au - Untergiesing * Da sich Oberleutnant Anton Josef von Kern, der Besitzer der

Falkenau, überschuldet hat, übernimmt seine Frau Josepha, eine geborene von Pitzl auf

Eberstall, die Betreuung der Besitzungen. Nachdem sie Witwe geworden ist, muss sie für ihre

fünf minderjährigen Söhne sorgen.    Gegen den entschiedenen Widerstand ihrer Gläubiger

verkauft sie einige Grundstücke der Falkenau nahe dem Kühbächl an den

Schrafnagelmüller Loiblmeier und an den Hofbankier und Kommerzienrat Franz Anton von

Pilgram, der schon weitere Grundstücke in der Gegend besitzt.

28. Dezember 1771 – Der Feiertag der Unschuldigen Kinder wird letztmals gefeiert

München * Der Feiertag der Unschuldigen Kinder wird letztmals gefeiert. Er wird am 14.

Dezember 1772 durch eine vorausgehende päpstliche Breve vom 16. Mai 1772 abgeschafft. 

16. Mai 1772 – Die Menschen sollen arbeiten, nicht feiern!

München - Rom-Vatikan * Papst Clemens XIV. hebt auf Bitten der baierischen Regierung

zwanzig kirchliche Feiertage auf. Bisher gibt es 124 Sonn- und Feiertage, die sich aufteilen in 52

Sonntage, 53 übliche und 19 gebotene Feiertage, was im Schnitt einer

Fünf-Tage-Woche entspricht. Abgeschafft werden       acht Apostelfeste,   dazu die Festtage der

Heiligen Anna (26. Juli),   Laurentius (10. August),   Michael (29. September),   Johann Evangelist
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(27. Dezember),   Georg (23. April),   Magdalena (22. Juli),   Martin (11. November),   Katharina

(25. November),   Nikolaus (6. Dezember),   Unschuldige Kindlein (28. Dezember).    Dann noch

der Osterdienstag und   der Pfingstdienstag.      Mit der Aufhebung der Feiertage entfällt die

Verpflichtung zum Besuch der heiligen Messe am Vormittag und das Fastengebot am Vorabend.

Andererseits müssen an den aufgehobenen Feiertagen die Werkstätten und Läden geöffnet

werden. Weil die Einhaltung der Verordnung nicht überprüft wird, wird sie auch nicht eingehalten. 

19. August 1783 – Schlechtes Märzenbier wird in ihren Kellern ausgeschenkt

Au - Haidhausen * Der Schleibinger Bräu und andere namentlich nicht genannte Brauer werden

beschuldigt, schlechtes Märzenbier in ihren Kellern auszuschenken. 

1. April 1795 – Herzog Carl II. August von Pfalz-Zweibrücken stirbt

Mannheim * Herzog Carl II. August von Pfalz-Zweibrücken erliegt - vollkommen unerwartet - in

Mannheim einem Schlaganfall.&nbsp;Er hinterlässt seinem Bruder Max Joseph, dem späteren

ersten bayerischen König,       ein von den Franzosen besetztes Land sowie   einen

Schuldenberg von neun Millionen Gulden.   Dazu einen der fähigsten Staatsmänner, den

Freiherrn Maximilian Joseph von Montgelas.&nbsp;

27. Dezember 1798 – Das Hundeverbot in den Kirchen wird erneuert

München * In einer Polizei-Erinnerung wird erneut verboten, Hunde in die Kirche mitzubringen.

Begründet wird das Verbot mit der schuldigen Ehrerbietung in den Gott geheiligten Häusern. 

16. Juni 1799 – Leere Staatskassen und unüberschaubare Schulden

München - Leimen * Kurfürst Max IV. Joseph erklärt öffentlich, dass er „die bayrischen Finanzen

in großer Unordnung, alle Staatskassen ausgeleert und selbe überdies noch mit

unerschwinglichen Rückständen belastet angetroffen habe“. In den baierischen

Regierungskreisen erinnert man sich an den umtriebigen jüdischen Leimener Finanzier Aron

Elias Seligmann. 

21. März 1800 – Die Stimme der öffentlichen Meinung über Max Joseph
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München * Die Schrift „Die Stimme der öffentlichen Meinung über Max Joseph“ beschuldigt die

Regierung: „Sie entfernte zwar die Schurken, die unter Carl Theodor den Hass und den Fluch des

Volkes auf sich geladen hatten, aber dabei blieb sie auch stehen und hatte nicht den Mut,

dieselben zu strafen.     Zugleich offenbarte sich der Mangel an Grundsätzen immer deutlicher.

Der Nepotismus, der Personalhass, die Intrigensucht lebten in voller Stärke wieder auf und

schoben ihre untauglichen Kreaturen in die Reihe der schätzbaren Räte, deren Anstellung den

Kollegien ihr ursprüngliches Ansehen wiedergegeben hatte“.    Zum Thema Englische Subsidien

kommt die Schrift zum Ergebnis: „Geringschätzung gegen den Kurfürsten, Hass gegen die

herrschenden Minister“. Es herrscht eine eisige Stimmung. 

August 1803 – Eine royalistische Verschwörung gegen Napoleon wird aufgedeckt

Paris * Von der französischen Geheimpolizei wird eine royalistische Verschwörung aufgedeckt,

die angeblich die Ermordung Napoleon Bonapartes und die Einsetzung von General

Jean-Victor-Marie Moreau zum neuen Herrscher zum Ziel hat.     Dieser wird aber zu Unrecht

beschuldigt. 

25. August 1803 – Österreich zieht einen Gewinn aus der baierischen Säkularisation

München-Angerviertel - Wien * In der Haupt- und Residenzstadt München gibt es nur ein

ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger, dessen Äbtissin Mitglied

der Landschaft ist. Es ist eines der siebzig Landsässigen Klöster in Altbaiern, das durch den

verfassungsrechtlichen Schutz erst im Jahr 1803 aufgehoben werden kann.    Auch Österreich

zieht - damals noch als baierischer Verbündeter - einen erheblichen Gewinn aus der Aufhebung

der baierischen Klöster. Diese haben ihre Aktiva - aufgrund der in Baiern nicht vorhandenen

Bankhäuser - bei der Wiener Bank angelegt. Nach der Klosteraufhebung kassiert Österreich

diese Guthaben ein und beschlagnahmt deren Grundherrschaften, vor allem Weingüter in

Südtirol und in anderen habsburgischen Gebieten. Baiern muss dagegen die Schulden der

Klöster übernehmen.

1805 – Unhaltbare Zustände in Haidhausen

Haidhausen * Die Baierische Landesregierung gibt der Hofmarkverwaltung die Schuld an den

unhaltbaren Zuständen in Haidhausen, da sie „ständig ganz unvermögenden Leuten die

Ansiedlung und Verehelichung genehmige, sich aber dann nicht mehr um sie bekümmere, so daß
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sie in Armut gerieten und zum Bettel ihre Zuflucht nehmen müßten, um ihren Lebensunterhalt zu

gewinnen“.

1805 – Josef Stegmayr übernimmt die verschuldete Zengerbrauerei

München-Graggenau * Die inzwischen verschuldete Zengerbrauerei geht an den aus Hohenwart

stammenden Brauer Josef Stegmayr über. Damit beginnt für den Zengerbräu ein neuer Abschnitt

unter einem neuen Eigentümer.

29. Oktober 1805 – Baierns Kurfürst muss sich beim französischen Kaiser entschuldigen

Würzburg - München * Der baierische Kurfürst Max IV. Joseph trifft aus Würzburg kommend in

München ein und muss sich für seine Verzögerung beim französischen Kaiser entschuldigen.

9. Oktober 1809 – Die Statuten des Landwirtschaftlichen Vereins werden bestätigt

München * Die Statuten des Landwirtschaftlichen Vereins, Sitz München, werden vom König

bestätigt. Laut seiner Satzung will der Landwirtschaftliche Verein in Baiern seine Zwecke

erreichen,       „durch mündliche und schriftliche Mittheilungen seiner Mitglieder;    durch Ankauf

und Vertheilung vorzüglicher Viehzuchtracen,    nützlicher Sämereien und Gewächse,    dann

zweckmäßiger Geräthe; [...],    Herausgabe einer Wochenschrift, [...];    Vertheilung von Preisen

für wichtige mit besonderem Fleiße und entsprechendem Erfolge ausgeführten Versuche und

Abfassung wichtiger vom Verein veranlaßter Abhandlungen;    endlich durch Unterstützung

würdiger, unverschuldet verunglückter Arbeiter, Gewerbe- und Landleute.“

August 1819 – Judenverfolgung inden fränkischen Landesteilen

Franken - Würzburg * Kurz nachdem König Max I. Joseph den Maßnahmenkatalog zur

Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels genehmigt hat, kommt es in den fränkischen

Landesteilen zu schweren Judenverfolgungen, „die vor allem in Würzburg das Maß des seit

Jahrhunderten Dagewesenen überschritten. […] Arbeitslose, Handwerksburschen, verschuldete

Bauern und Bürger stürmten die Häuser der Juden. Synagogen wurden in Brand gesteckt“.    Die

Übergriffe auf die jüdischen Mitbürger dauern - mit Unterbrechungen - bis ins Jahr 1822 hinein

an. 
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1823 – Josef Schweiger muss sein Theater vor dem Karlstor verschuldet schließen

München-Ludwigsvorstadt - München-Lehel * Josef Schweiger muss sein Theater vor dem

Karlstor verschuldet schließen. Bis 1925 gibt er ein kurzes Intermezzo beim Wirt auf der

Praterinsel. 

1840 – Die Frauen vom Guten Hirten kaufen das ehemalige Preysing-Schloss

Haidhausen * Die Frauen vom Guten Hirten kaufen - unterstützt von König Ludwig I. - das

ehemalige Preysing-Schloss. Sie errichten auf dem Anwesen eine „Institution zum Zwecke der

Besserung gefallener Mädchen, Frauen und Witwen, dann der Bewahrung der jungen

schutzlosen weiblichen Unschuld vor Verführung“.

25. September 1841 – Ein Haberfeldtreiben gegen den Pfarrer

Wöllkauer Anhöhe bei Irschenberg * In der Nacht vom 25. zum 26. September 1841 zitieren etwa

100 Haberer auf der Wöllkauer Anhöhe bei Irschenberg den Pfarrer Ignaz Kalm zur

mitternächtlichen Stunde heraus und lesen ihm beim Schein von Fackeln und Laternen aufgrund

seines recht liederlichen Lebenswandels die Leviten.    Man wirft ihm unter anderem vor, dass „er

sich mit Dirnen und Eheweibern abgebe, ja, daß er sich sogar soweit verfehlt habe, einer am

Sterbebette befindlichen Weibsper­son die Schamteile zu berühren“. Die Anschuldigungen führen

dazu, dass der Pfarrer Ignaz Kalm „wegen seines äußerst unsittlichen und in der That höchst

empörenden Wandels“ des Amtes enthoben wird.    Die geistlichen Herren rücken immer mehr in

das Zentrum der Verfolgung, je mehr die Amtskirche mit der zunehmenden Kriminalisierung der

Haberer eine kritische Position gegenüber den Treiben einnimmt. 

1843 – Der Münchner Bierkrawall von 1843

München-Graggenau * Ausführlichere Nachrichten liegen erstmals über den Münchner

Bierkrawall von 1843 vor. Der Maler und Schriftsteller Friedrich Pecht erinnert sich später: „Ganz

charakteristisch für München hatten sie als Veranlassung eine unbedeutende Erhöhung des

Bierpreises, welche aber die Massen sehr verbitterte.“   Der Preisanstieg beendet eine längere

Phase guter Ernten, niedriger landwirtschaftlicher Rohstoffpreise und weitgehend ausgebliebener

Naturkatastrophen. Nun verteuert sich das Getreide so stark wie seit den Hungerjahren 1816/17

nicht mehr.   Getreidehändler aus Württemberg, Baden und sogar aus der Schweiz kommen zur
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Münchner Schranne und bieten hohe Preise für Gerste, Roggen, Weizen und Hafer. In ihren

Herkunftsregionen führen schwere Unwetter, anhaltender Regen, Hagelschlag und frühe

Nachtfröste zu erheblichen Ernteausfällen und Getreidemangel.   Für die Münchner Biertrinker

sind dennoch schnell Schuldige gefunden: die Brauer. Dass diese für Gerste plötzlich bis zu

dreimal so viel bezahlen müssen wie noch im Vorjahr und die gestiegenen Rohstoffkosten an ihre

Kunden weitergeben, findet in der aufgebrachten Bevölkerung wenig Beachtung.   Im Bockkeller

an der Münzgasse kommt es schließlich zum ersten überlieferten Münchner Bierkrawall. Bei den

Ausschreitungen wird mindestens eine Person schwer verletzt. 

1844 – Flucht vor den Schulden

Obergiesing * Der Pächter der Theres Feldmüller in Obergiesing setzt sich unter Hinterlassung

von Schulden ab. Vermutlich ist die Ökonomie wegen der fortdauernden Grundstücksverkäufe

nicht mehr Gewinn bringend zu bewirtschaften. Die Strafanzeige erbringt nichts.

5. Mai 1844 – Eine vermeintlich „geordnete“ Revolte

München * Der Bierkrawall von 1844 erscheint in manchen zeitgenössischen Schilderungen

beinahe als vergleichsweise geordneter Aufstand. Angesichts zweier Todesopfer lässt sich das

Geschehen jedoch kaum als harmlose, aus dem Ruder gelaufene „Riesengaudi“ abtun.  

Aufseiten der Ordnungskräfte kommt ein Soldat der Schweren Reiterei ums Leben. Die

Aufständischen betrauern einen Bürger, der nach den Worten eines Chronisten von einem

Gendarmen „mehr gegen dessen Absicht im Gewirr und eigentlich ganz unschuldigerweise mit

dem Bajonett erstochen ward“.   Der bekannte Stenograf Franz Xaver Gabelsberger schildert den

Ablauf in einem Brief an einen Verwandten. Seiner Darstellung zufolge richtet sich die Gewalt

gezielt gegen den Besitz der Brauer, während anderes Privateigentum weitgehend verschont

bleibt: „Die Revolte wegen dem Biere lief, wenn man so sagen darf, mit einer solchen Ordnung

und echt bayerischer Besonnenheit ab, daß außer den Brauhäusern, auf welche der derbe

Unwille der Volksmasse und des Militärs selbst gerichtet war, keines Menschen Eigentum

beschädigt oder gefährdet war. In den Brauern gehörenden Häusern blieb allerdings kein Fenster

bis in den dritten Stock hinauf, keine Türe, kein Laden, kein Tisch noch Stuhl, kein Ofen noch

Uhr, kein Geschirr usw. mehr ganz.   Es ging alles auf Kommando und in zehn Minuten war der

Volkshaufen mit dem Haus fertig, die Gendarmen durften sich kaum in die Nähe wagen, und bis

das Militär kam, waren sie gewöhnlich schon an jedem Platz fertig. Diese Geschichte ging schon

vor acht Uhr abends an, und bis die Soldaten zum Zapfenstreiche nach Hause kamen, war das

meiste schon abgetan und viele hatten fleißig mitgewirkt.   Dies wiederholte sich drey Tage lang,
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bis die Bekanntmachung angeschlagen wurde: Die hiesigen Bräuer haben sich erklärt, das Bier

um sechs Kreuzer verleitgeben zu wollen! Auch das Brot, nachdem auch Bäckern die Fenster

eingeworfen worden waren, wurde gleich um vieles größer. Und da das Volk nichts anderes

wollte, als wohlfeileres Bier und Brot, wohl einsehend, daß die Teuerung nur eine wucherische

und erkünstelte war, so ist seitdem nun wieder alles vollkommen ruhig!“   Gabelsbergers Brief

macht deutlich, dass viele Zeitgenossen die Ausschreitungen nicht als politischen

Umsturzversuch, sondern als gezielten Protest gegen die Verteuerung von Bier und Brot

verstehen. Seine Schilderung von „Ordnung“ und „Besonnenheit“ darf jedoch nicht darüber

hinwegtäuschen, dass Menschen sterben, zahlreiche weitere verletzt werden und erhebliche

Sachschäden entstehen.

8. Oktober 1846 – Der König und die Skandalnudel Lola Montez

München * Die spanische Tänzerin Lola Montez hat einen Termin bei König Ludwig I.. Dieser

fordert zur Audienz einen Bericht über das Vorleben der Tänzerin an, in dem er lesen kann:    

„Dem allerhöchste Befehle vom 6. d.M. pflichtschuldige Folge leistend berichtet der

treugehorsamst Unterzeichnete Euer Koeniglichen Majestät allerdevotest, wie die spanische

Tänzerin Lola Montez dadurch öffentlich Anstoß erregte, dass sie, den Mitheilungen mehrerer

Zeitungen zufolge, in einem Gasthofe zu Berlin einem ihr gegenüber sitzenden Offizier, der ihr mit

übergroßer Freundlichkeit zu begegnen bemüht war, ein Champagnerglas an den Kopf warf,

dass sie ferner, ebenfalls Nachrichten zufolge, einem bei der Revue in Berlin sie

zurechtweisenden Polizeicommisär mit der Reitgerte übers Gesicht hieb, worauf sie mit

14-tägigem Arrest bestraft wurde, und dass sie endlich in Warschau dem Publikum, das ihren

Kunstleistungen den gewünschten Beifall nicht zollte, von der Bühne herab mit begleitendem

Gestikulieren den hinteren Theil ihres Körpers zuwandt"?.     Der König will sich von der

Skandalnudel ein eigenes Bild machen. Bei dieser Audienz soll sich Lola Montez, „als der König

einigen Zweifel über die Realität der ersichtlichen Wölbung ihres Busens andeutet"?, eine Schere

genommen und sich damit „das Kleid vor der Brust aufgeschnitten“ haben. Der 60-jährige

Bayernkönig ist augenblicklich Feuer und Flamme für die exotische Schönheit.       Er engagiert

die als erotisches Feuerwerk bekannte Tänzerin unverzüglich und   erlässt eine Anweisung, dass

die Tänzerin in den Zwischenaufzügen des Lustspiels „Der verschwundene Prinz" spanische

Tänze in spanischer Tracht darbieten soll.

Mai 1855 – Theres Feldmüller verkauft ihr Anwesen in Neuötting

Neuötting * Theres Feldmüller verkauft ihr Anwesen in Neuötting, erwirbt ein Haus in Schwabing
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und beantragt dort zusammen mit Franz-Xaver Huber die Ansässigmachung und Eheschließung.

Beides wird wegen schlechten Leumunds (Überschuldung und Urkundenfälschung) abgelehnt.

1862 – Der Westernheld William Frederick Cody alias Buffalo Bill

Nordamerika - Kanada * Der Westernheld William Frederick Cody, besser bekannt unter seinem

Pseudonym Buffalo Bill, ist ein ehemaliger Offizier der amerikanischen Nordstaaten, der als

Militärkundschafter und Fährtensucher im Rang eines Colonels steht.    Seinen Namen macht er

sich in den Indianerkriegen der Jahre 1862 bis 1872, wo er als gefürchteter Kämpfer seine Opfern

- nach Indianer-Vorbild - sogar eigenhändig skalpiert. Zusätzlich ist der exzentrische

Abenteurer und Glücksritter auch als Expreß-Pony-Reiter unterwegs und verdient sein Geld mit

der Büffeljagd in Nordamerika und Kanada.    Für ein Gehalt von monatlich 500 Dollar dezimiert

der hoch verschuldete Buffalo Bill im Auftrag der amerikanischen Eisenbahngesellschaften in

kürzester Zeit ganze Büffelherden. Aus übelster Profitgier ist der Offizier zum brutalen

Massenschlächter geworden, der innerhalb von eineinhalb Jahren 4.280 Büffel [eigentlich Bisons,

denn in Amerika gibt es keine Büffel] zur Strecke bringt.

24. März 1864 – Richard Wagner hält sich in München auf

München-Kreuzviertel * Richard Wagner hält sich bis 26. März in München auf und wohnt im

Hotel Bayerischer Hof. Er ist wieder auf der Flucht, da er in Österreich wegen seiner hohen

Schulden täglich mit Inhaftierung rechnen muss.

14. April 1864 – Kabinettssekretär Pfistermeister muss Richard Wagner ausfindig machen

München - Stuttgart * Kabinettssekretär Franz Seraph von Pfistermeister muss - nur einen Monat

nach der Thronbesteigung König Ludwigs II. - mit dem schwierigen Auftrag aus München

abreisen, den verehrten Musiker ausfindig zu machen und ihn zum König zu bringen.   Der hoch

verschuldete Komponist war - wieder einmal pleite - mit unbekanntem Ziel abgereist, denn in

Wien und in der Schweiz verfolgten ihn die Gläubiger so sehr, dass er sich kaum mehr auf die

Straße traute. Nach über zwei Wochen gelang es Pfistermeister, den europaweit gesuchten

Schöpfer wichtiger Musikwerke in Stuttgart aufzuspüren.    
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14. April 1864 – Kabinettssekretär Pfistermeister muss Richard Wagner ausfindig machen

München * Eine der ersten Taten des jungen Bayernskönigs Ludwig II. ist die Berufung Richard

Wagners nach München. Kabinettssekretär Franz Seraph von Pfistermeister muss sich - nur

einen Monat nach Ludwigs Thronbesteigung - mit dem schwierigen Auftrag aus München

abreisen, den verehrten Musiker ausfindig zu machen und ihn zum König zu bringen.  Der hoch

verschuldete Komponist ist - wieder einmal pleite - mit unbekanntem Ziel abgereist, denn in Wien

und der Schweiz verfolgen ihn die Gläubiger so sehr, dass er sich kaum mehr auf die Straße

traut. Nach über zwei Wochen gelingt es Pfistermeister, den europaweit gesuchten Schöpfer

wichtiger Musikwerke in Stuttgart aufzuspüren.

4. Mai 1864 – „Ich will Sie für vergangenes Leid entschädigen“

München * Am Nachmittag treffen der Komponist Richard Wagner und der fast dreißig Jahre

jüngere Bayernkönig Ludwig II. das erste Mal zusammen. Mit der Anstellung am bayerischen Hof

endet für Wagner die Zeit der Schulden und seine schier ausweglose finanzielle Notlage.    König

Ludwig II. verspricht Richard Wagner in einem Brief: „Seien Sie überzeugt, ich will alles tun, was

irgend in meinen Kräften steht, um Sie für vergangenes Leid zu entschädigen, die niedrigen

Sorgen des Alltagslebens will ich von Ihrem Haupte auf immer verscheuchen, die ersehnte Ruhe

will ich Ihnen bereiten, damit Sie im reinen Äther Ihrer wonnevollen Kunst die mächtigen

Schwingen Ihres Genius ungestört entfalten können!“     Die Großzügigkeit des Wittelsbachers

gegenüber den von ihm vergötterten Komponisten kennt keine Grenzen:        Der Musiker erhält

ein Jahresgehalt von 4.000 Gulden, was dem Gehalt eines „Ministerialrats“ nach achtzehn

Dienstjahren entspricht.    Als „öffentlichen Beweis der königlichen Freundschaft“ erhält Richard

Wagner vom bayerischen Regenten die Gartenvilla an der Brienner Straße 18 (heute Haus Nr.

37) mietfrei gestellt.   Und er bekommt darüber hinaus 16.000 Gulden, womit er seine in Wien

hinterlassenen Schulden begleichen kann.   Und weil das immer noch nicht reicht, verlangt der

Neu-Münchner einen Vorschuss von 30.000 Gulden für die Fertigstellung des „Rings der

Nibelungen“, obwohl er die „Partituren“ bereits anderweitig verkauft hat.   Er bekommt den

Vorschuss, wenn auch nur in Raten.   Daneben eröffnet der König dem Musiker die Aussicht, für

sein „unvergleichliches Werk“ - wie es der König nennt - eine eigene Spielstätte errichten zu

können. 

10. Juni 1864 – Richard Wagner bezahlt seine Schulden

München - Wien * Richard Wagner fährt nach Wien, um dort seine Schulden zu begleichen. Dazu
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werden ihm aus der Kabinettskasse 16.000 Gulden zur Verfügung gestellt. Mit einem Schlag ist

der Musiker von seinen Geldsorgen befreit.

12. Oktober 1864 – Richard Wagner bezieht seine Villa in der Brienner Straße

München-Maxvorstadt * Der Komponist Richard Wagner schlägt sein Domizil in der von König

Ludwig II. gemieteten Villa in der Brienner Straße 21 (heute 37) auf. Der bislang total

verschuldete Komponist richtet sich in dem prachtvollen Haus wie ein „orientalischer

Grandsigneur“ ein. Er bleibt dort bis zum 10. Dezember 1865.

9. Mai 1865 – Hans von Bülow veröffentlicht eine Gegendarstellung

München * Hans von Bülow veröffentlicht eine Gegendarstellung. In dieser stellt er klar, dass es

sich bei dem von ihm im Ärger geäußerten Satz keinesfalls um eine „Gesammt-Verunglimpfung

des gebildeten Münchner Publikums“ handelt, sondern er damit jene Theaterbesucher meint,

„welche verdächtig sind, an den in Wort und Schrift gegen den hochverehrten Meister [Richard

Wagner] gesponnenen Verleumdungen und Intrigen Teil genommen zu haben“.    Doch trotz aller

Entschuldigungen bleibt die „Schweinehunde-Affäre“ an Hans von Bülow haften. Der Neue

Bayerische Courier bezieht am schärfsten Stellung gegen Hans von Bülow und  wiederholt am 9.,

11., 12. und 13. Mai: „Hans v. Bülow ist noch hier“. 

19. Dezember 1870 – Franz Xaver Hierl verlässt die eheliche Wohnung

München-Haidhausen * Franz Xaver Hierl, Brauer des Zengerbräu, zieht aus der gemeinsamen

Wohnung des Ehepaars in der Kellerstraße aus. Die Ehe von Franz Xaver und Walburga Hierl ist

zu diesem Zeitpunkt offenbar bereits schwer belastet.   Als wesentlicher Grund für die

Entfremdung gilt der tragische Tod ihres gemeinsamen Sohnes. Im Alter von fünf Jahren setzt

Franz Xaver Hierl den Jungen im Hof der Brauerei auf ein Bräuross – trotz der Warnungen seiner

Frau. Das Pferd geht durch; das Kind verunglückt dabei tödlich.   Der Verlust des Sohnes

überschattet die Ehe nachhaltig. Walburga Hierl kann ihrem Mann offenbar nicht verzeihen, dass

er das Kind trotz ihrer Warnungen auf das Pferd gesetzt hat. Der Tod des Jungen und die damit

verbundenen Schuldzuweisungen tragen schließlich wesentlich zum Zerwürfnis des Ehepaars

bei.
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1872 – „Ein Paar Frauenzimmer zweideutigen Rufes“ werden angetroffen

München-Englischer Garten - Schwabing * Scheinbar haben sich die Unternehmer Leven & Sohn

etwas zu Schulden kommen lassen, denn seither bezahlt ein Joseph Hermann die Pacht. Ob

aber das Antreffen von „ein Paar Frauenzimmer zweideutigen Rufes“ zur Kündigung des

Pachtvertrages geführt haben, ist unklar.    Jedenfalls lässt sich Joseph Hermann „die Hebung

des Unternehmens sehr angelegen sein. Er richtete im ehemaligen Schlössl eine feudale

Restauration ein und suchte dem Publikum möglichst viel zu bieten. Da war ein Raubtierhaus, auf

einem Hügel ein Bärenzwinger, ein Affenhaus, Singvögelhäuser, ein wildverwachsner Wasserfall.

[...]. Die Münchner kamen gern heraus und ließen sich's wohl sein. [...] Auch für artistische

Darbietungen sorgte der Pächter und ließ Seiltänzer wie Blondin und Miss Victoria auftreten. Und

besonders schön und beliebt war's an Sommerabenden, wenn im Zoologischen ein wenig getanzt

wurde“.

22. April 1872 – Der Grundstein für das Festspielhaus auf dem Grünen Hügel wird gelegt

Bayreuth * Was in München nicht gelingt, glückt in Bayreuth.  Der Grundstein für das

Festspielhaus auf dem Grünen Hügel wird gelegt. Doch schnell steht das Projekt vor dem Ruin.

Da schreibt König Ludwig II.: „Nein! Nein und wieder nein! So soll es nicht enden; es muß

geholfen werden“ und schickt 100.000 Mark nach Bayreuth.     Wagner bedankt sich bei seinem

königlichen Gönner mit den Worten: „Oh, mein huldvoller König! Blicken Sie nur auf alle

deutschen Fürsten, so erkennen Sie, daß nur Sie es sind, auf welchen der deutsche Geist noch

hoffend blickt!“    Nachdem die ersten Festspiele mit Schulden in Höhe von 148.000 Mark enden,

greift der König wiederholt in die Tasche und unterstützt den Musiker, obwohl er dem „Meister“

schon zuvor 25.000 Mark zur Fertigstellung seiner Villa Wahnfried überlassen hat.    Die

Großzügigkeit Ludwigs II. gegenüber dem von ihm vergötterten Musiker ist grenzenlos. Mit

insgesamt 562.914 Mark greift Ludwig II. dem Komponisten unter die Arme, um die Vollendung

des „Rings des Nibelungen“, der „Meistersinger“ und des „Parsifal“ zu sichern und ihm auch

weiterhin einen luxuriösen Lebensstil zu ermöglichen.    Aus Ludwigs Sicht ist das Geld gut

investiert, denn: „Die Töne Ihrer Werke sind meine Lebensluft, ich kann sie nicht entbehren“

schreibt der Monarch an den „Meister“.

9. Mai 1873 – Der Beginn des modernen politischen Antisemitismus

Deutsches Reich * Die durch den Gründerkrach ausgelöste schwere Wirtschaftskrise führt dazu,

dass viele Menschen nach Schuldigen suchen. Antisemiten behaupten nun, Juden seien für
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wirtschaftliche Probleme verantwortlich:     jüdische Bankiers und Unternehmer sind für den

Börsenboom verantwortlich,  Juden kontrollieren die Wirtschaft,  Juden profitieren auf Kosten der

deutschen Bevölkerung.    Für diese Behauptungen gab es keine sachliche Grundlage. Dennoch

finden sie in der Krisenzeit bei manchen Menschen Anklang.  Bis dahin waren Vorurteile

gegenüber Juden meist religiös begründet gewesen. Nun ist etwas Neues entstanden:    Juden

werden als angeblich fremde „Rasse“ dargestellt.  Ihre vollständige Integration wird infrage

gestellt.  Antisemitismus wird zu einem politischen Programm. 

5. April 1883 – Der Landtag beschäftigt sich mit den königlichen Schulden

München-Kreuzviertel * Der 30. Landtag dauert vom 5. April 1883 bis zum 1. Juli 1886 und steht

ganz im Zeichen der wachsenden Schulden des Märchenkönigs Ludwig II. auf Grund seiner

Schlösserbauten. Weitere Themen sind die Entmündigung sowie der Tod Ludwigs II.. 

April 1884 – König Ludwig II. hat 7,5 Millionen Mark Schulden

München * Die Schulden König Ludwigs II. belaufen sich auf 7,5 Millionen Mark, obwohl er seit

dem Jahr 1873 insgesamt 5 Millionen Mark aus dem von Otto von Bismarck verwalteten

„Welfenfond“ erhalten hat.

Juni 1884 – Ein Bankenkonsortium übernimmt die Schulden von König Ludwig II.

München * Ein Bankenkonsortium bestehend aus der Bayerischen Bank, der Bayerischen

Hypotheken- und Wechselbank und der Süddeutschen Bodenkreditbank übernimmt ein Darlehen

in Höhe von 8 Millionen Mark, und Bismarck legt noch eine Million Mark aus seinem

„Reptilienfond“ oben drauf, zur Tilgung der Schulden König Ludwigs II.

1. Juni 1884 – Ein Bankenkonsortium übernimmt die Schulden von König Ludwig II.

München * König Ludwig II. hat durch seine ungezügelten Baumaßnahmen bis zum Frühjahr

1884 Schulden in Höhe von 7,5 Millionen Mark angehäuft. Und das, obwohl er neben seiner

üblichen Apanage seit dem Jahr 1873 fünf Millionen Mark aus dem von Otto von Bismarck

verwalteten Welfenfond erhalten hat.    Nun übernimmt ein Bankenkonsortium, bestehend aus der

Bayerischen Bank, der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank und der Süddeutschen
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Bodenkreditbank ein Darlehen in Höhe von acht Millionen Mark. Zudem legt Reichskanzler Otto

von Bismarck aus seinem „Reptilienfond“ noch einmal eine Million oben drauf.     Die

Befürchtung, wonach die Gelder statt zur Schuldentilgung zum Weiterbau der Schlösser

Verwendung finden würden, sollen sich bewahrheiten. 

1885 – Ludwig Peter Klug übernimmt die Leitung des kgl. Hofsekretariats

München * Ludwig Peter Klug wird mit der Leitung des kgl. Hofsekretariats betraut. Damit gehört

er zur unmittelbaren Umgebung des Märchenkönigs Ludwig II..   Klug muss den Schuldenstand

des Königs feststellen und in dessen Auftrag mit den Gläubigern verhandeln, um befriedigende

Arrangements zu treffen. Seine einflussreiche Position kann der Beamte über die sogenannte

Thronkrise retten. 

29. August 1885 – Weitere Schulden. Es muss etwas geschehen!

München * Finanzminister Emil von Riedel muss feststellen, dass König Ludwig II. inzwischen

weitere sechs Millionen Mark Schulden aufgehäuft hat. Damit ist der Schuldenstand des Königs

auf die wenig märchenhafte Summe von fast 14 Millionen Mark angewachsen.    Johann von

Lutz, der Vorsitzende des bayerischen Ministerrats stellt daraufhin - devot zwar im Ton, aber

unmissverständlich in der Aussage - die Forderung nach Sanierung des königlichen Haushaltes.

Er meint damit konkret die Unterbrechung des Schlösserbaus. Da aber König Ludwig II. keinerlei

Verständnis für die Vorschläge zeigt, muss - auch in Hinblick auf den Ansehensverlust der

Monarchie - etwas geschehen.     Man hat zwar in Bayern das Gesetz gegen die

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie eingeführt und zusätzlich verschärft,

aber dennoch das unaufhaltsame Anwachsen der Arbeiterbewegung nicht verhindern können.

29. September 1885 – Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe

München-Kreuzviertel * Die Sitzungsperiode des Bayerischen Landtags beginnt.      Nachdem

Reichskanzler Otto von Bismarck die Übernahme der Schulden von König Ludwig II. durch den

Landtag vorgeschlagen hat, entwickelt sich bei den Abgeordneten der Patriotenpartei eine für den

König sehr ungünstige Stimmung. Pläne zur Erhöhung der Zivilliste, um König Ludwig II. - unter

strengen Auflagen - die Abzahlung seiner Schulden zu ermöglichen, werden zwar diskutiert, aber

nicht weiter verfolgt.      Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe. „Wir

halten fest zu unserem angestammten Fürstenhause, zu unserem Könige, aber was auch
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kommen möge, wir werden auch die Interessen des Volkes hoch halten, Wünschen gegenüber,

die mit dem Volkswohl nicht im Einklang stehen“. Eine Diskussion des Themas im Landtag wird

sogar als gefährlich bezeichnet, „denn die Stimmung im Lande sei der Art, daß jede Discussion

die Aufregung bis zum Überlaufen steigern und Dinge ans Licht bringen könne, über die man sich

entsetzen würde“. 

2. Mai 1886 – Die königliche Finanzmisere wird öffentlich diskutiert

Nürnberg * Der Nürnberger Anzeiger schreibt zur Finanzmisere König Ludwigs II. folgende

Zeilen:  „[...] der Staat soll Schulden machen, um die Kalamität der Kabinettskassa zu beseitigen,

wozu eine Summe von 12 bis 20 Millionen Mark - nach den verschiedenen Lesearten - nötig sein

wird.    Ob hierzu wirklich so leicht die Genehmigung der 2/3-Mehrheit der Landboten zu erhalten

ist, wollen wir doch erst abwarten, nach unserer Meinung kann hierzu eine Volksvertretung ihre

Zustimmung unmöglich geben“. 

13. Juni 1886 – Ex-König Ludwig II. und Dr. Gudden werden tot aufgefunden

Schloss Berg * Am Pfingstsonntag gegen 18.30 Uhr treten der abgesetzte und entmündigte König

Ludwig II. und der Leiter der Kreisirrenanstalt von München und Oberbayern, Professor Dr.

Bernhard von Gudden, einen Spaziergang an. Nachdem sie um 20 Uhr noch immer nicht zum

Abendessen erschienen sind, beginnt man mit der Suche.  Gegen 23 Uhr findet man die Leiche

des Ex-Königs auf dem See schwimmen, das Gesicht nach unten. Nur ein paar Meter entfernt

treibt der tote Dr. Gudden. Bei der Leichenschau finden sich an Ludwig II. keine Verletzungen,

jedoch im Gesicht des 61-jährigen Psychologen Kratzwunden über dem rechten Auge. An der

Stirn wird eine Beule festgestellt. Ein Fingernagel ist abgerissen und am Hals finden sich

Würgemale.   Das Volk gibt die Schuld an der Königstragödie dem Prinzregenten.  

1887 – Kommentierte Berichte der Fabrikinspektoren

München * Dr. Bruno Schoenlank, Vordenker in der SPD, kommentiert die Berichte der

Fabrikinspektoren in seinem Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“, das während der

Zeit der Sozialistengesetze verboten ist, wie folgt:    „[...] Das harte Werk, der lange Arbeitstag,

der in den oberbayerischen Ziegeleien, diesen Musteranstalten rücksichtslosester Ausbeutung

der Arbeitskraft herrscht, ist vom Fabrikinspektor oft genug denunziert worden.     Aber was nützt

es? Die Herren Ziegeleibrenner lassen sich, um den einheimischen Arbeitern die Lebenshaltung
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noch tiefer als sie bereits steht, herabzudrücken, beständig neue Waggonladungen italienischer

Kulis von ihren Lieferanten aus dem Lande kommen, wo die Citronen und die

Schmutzconkurrenz blüh‘n.     So nimmt es Keinen, der die Verhältnisse selbst zu beobachten

Gelegenheit gehabt, Wunder, wenn es über die Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen

betreffs der Kinderarbeit von den Ziegeleien heißt:  ‚In einer namhaften Zahl derartiger Anlagen,

die ich im Berichtsjahr theils zum erstenmale, theils nach mehrjähriger Zwischenpause besucht

habe, fanden sich nicht einmal die Arbeitsbücher und man war anscheinend entweder noch in

völliger Unkenntniß der die jugendlichen Arbeiter betreffenden Vorschriften, oder man hat sie

mangels genügender Controle einfach außer Acht gelassen. Das behufs dieser Mißstände weiter

Erforderliche ist eingeleitet‘.     Mangel an Controle, weil Mangel an Aufsichtspersonal, und darum

eine Gesetzesverletzung nach der anderen, begangen durch die sittenstrengen Stützen der

bürgerlichen Gesellschaft, die Moral, Ehrbarkeit, Gesetzlichkeit und Schutz nationaler Arbeit in

Erbpacht haben, ferner Unkenntnis der Gesetze, d.h. derjenigen, die den Profit der Kapitalisten

ein wenig zu beschneiden bestimmt sind.     O diese unschuldvollen, ahnungslosen Engel von

Kapitalisten!“

1888 – Der kleine Sitzungssaal wird von Wilhelm von Lindenschmitt gestaltet

München-Graggenau * Der kleinere Sitzungssaal für den Magistrat im Neuen Rathaus wird von

Wilhelm von Lindenschmitt mit einem Fresko ausgeschmückt. Es zeigt eine „Monachia“, die von

König Ludwig I. gekrönt wird. Man wollte damit „pflichtschuldig“ daran erinnern, dass München

„seinen Aufstieg zu einer erstrangigen Kunststadt Europas alleine dem Bauwillen und dem

Sammlungseifer dieses Regenten zu verdanken hatte“.

1894 – Eduard Theodor Grützner in der Pfaffen-Falle

München-Haidhausen * Eduard Theodor Grützner schreibt: „Dass ich immer und immer wieder

Pfaffen male, daran trage ich die Schuld nur zum kleineren Teil. Bei jeder Ausstellung fast heißt

es: 'Aber Pfaffen müssen's sein oder doch wenigstens einige davon darunter sein!' Male ich

etwas anderes, sagen die Leute: 'Es ist kein echter Grützner'. Was ist da zu tun?!“    Tatsächlich

kommen in mehr als Dreiviertel seiner Werke Klosterbrüder vor. Daneben gibt es aber auch

Jägerszenen, solche mit dem schier unverwüstlichen Sir John Falstaff sowie Bilder aus dem

Theaterleben.

1897 – In Deutsch-Südwestafrika bricht eine Rinderpest aus
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Deutsch-Südwestafrika * Die Herero erwirtschafteten ihren Lebensunterhalt traditionell mit der

Rinderzucht. Als es im Jahr 1897 zu einer Rinderpest ausbricht, werden die Herden der

Herero stark dezimiert. Durch die zunehmende Aneignung des Landes, insbesondere wertvoller

Weidegründe, durch die sich die deutschen Siedler in den Besitz der Rinder bringen wollen,

kommt es in der Folge zu empfindlichen Einbußen der Herero.    Das betrifft nicht nur

wirtschaftliche, sondern auch kulturelle Werte. Hinzu kommen noch Betrügereien der Siedler.

Durch die daraus resultierende Verarmung waren viele Herero gezwungen, Lohnarbeit auf

deutschen Farmen anzunehmen.  Andere, noch Vieh besitzende Herero, geraten immer öfter in

Konflikte mit den Siedlern, wenn sie ihre Herden auf dem nunmehr von den Deutschen

beanspruchtem Land weiden ließen. Zornige Siedler vertreiben die Hirten oftmals gewaltsam.   

Neben dem existenzbedrohenden Verlust immer größerer Weidegebiete war es die rassistische

Diskriminierung der Herero, die als Auslöser für den Aufstand wirkt. Weitere schwere Vergehen

waren Vergewaltigung und Mord, deren sich Siedler gegenüber den Herero schuldig gemacht

hatten. Dass diese Fälle vielfach nicht oder nur milde bestraft werden, verstärkt die Spannungen

weiter. 

1899 – Das Kaufhaus Hermann Tietz wird als erstes Kaufhaus eröffnet

München * Das Kaufhaus Hermann Tietz, der spätere Hertie, wird als erstes Kaufhaus in

München eröffnet. Der Kaufhausbesitzer muss sich mehrmals vor Gericht den Anschuldigungen

der Antisemiten erwehren, dass er durch ihre niedrigen Löhne die Verkäuferinnen zur Prostitution

treiben würde. Das bringt zwar den Anschuldigern hohe Geldstrafen ein, hat aber auch

Auswirkungen auf das Geschäft des Warenhauses Tietz. 

1900 – Einstellungsbedingungen für Frauen im Fernsprechdienst

München * Für Frauen im Fernsprechdienst gelten folgende Einstellungsbedingungen:        „Die

Bewerberinnen - Mädchen oder kinderlose Witwen - müssen    zwischen 18 und 25 Jahre alt

sein,    eine gute häusliche Erziehung erhalten und    sich sittlich tadellos geführt haben,    von

entstellenden Gebrechen frei und    körperlich vollkommen gesund sein,    namentlich ein gutes

Seh- und Hörvermögen sowie    normale Atmungswerkzeuge besitzen und    nicht zu

Ohrenleiden, Nervosität und Bleichsucht neigen.    Zur Einstellung als Telegraphengehülfin ist im

allgemeinen eine Körpergröße von mindestens 158 cm erforderlich.   Die Bewerberinnen dürfen

keine Schulden haben.   Es können in der Regel nur solche Bewerberinnen angenommen

werden, welche in dem Orte der Beschäftigung dauernd festen Familienanhalt durch nahe

Verwandte haben und bei diesen wohnen.   Ausnahmen hiervon unterliegen der Genehmigung
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der Ober-Postdirektion. [...]     Die Beschäftigung ist eine widerrufliche und gewährt keinen

Anspruch auf Zulagen, Unterstützungen usw.   Die Verheiratung hat den Verlust der Stelle zur

Folge.“      Neben den günstigen Lohnkosten werden die Damen auch wegen ihrer - als weibliche

Sozialisation beschriebenen - geschlechtsspezifischen Eigenschaften wie Einfühlungsvermögen,

Aufmerksamkeit, Genauigkeit, Höflichkeit, Geduld, einfach „die ausgleichenden und vermittelnden

Qualitäten der Frau“, eingestellt. Gerade in der Anfangsphase des Vermittlungsdienstes müssen

die Frauen die Pannen, Störungen und Kapazitätsprobleme der Technik mit ihrer „natürlichen

Veranlagung“ ausgleichen.       Sie kommen meistens aus gutem Hause,   sind unverheiratet,  

besitzen eine ordentliche Schulbildung - zum Teil sogar mit Fremdsprachenkenntnissen - und  

verfügen über einen einwandfreien Leumund.      Mit diesen Voraussetzungen garantieren sie ein

adäquates Benehmen im Umgang mit den „sozial hochgestellten Telefonabonnenten“. Aus einer

Vielzahl von Bewerberinnen können die bestqualifiziertesten Frauen ausgewählt werden, die

aufgrund ihrer Vorbildung, Sozialisation und Jugend als hoch motivierte Arbeitskräfte mit wenig

anderen Berufs- oder Aufstiegschancen anerkannt sind. Die jungen Damen haben eine

Aufnahmeprüfung in Rechnen, Geographie und Aufsatz zu absolvieren. Nach einer halbjährigen

Probezeit müssen sie eine mündliche Prüfung ablegen und praktisch beweisen, dass sie Telefon-

und Telegrafenapparate bedienen können.    Die Tätigkeit in der Telefonvermittlung wird jetzt als

dauerhafte Beschäftigung für Frauen verstanden. Wie schwer der Beruf der Telefonistin war,

hängt von einer Reihe von Faktoren ab, beispielsweise von der Größe der Stadt und der Art der

Vermittlungsstelle. Die Arbeit einer Ortsvermittlungskraft gilt als monoton und - darüber sind sich

die Arbeitsmediziner einig - stellt hohe Anforderungen an das Nervensystem. „Eine über mehrere

Jahre tätige Telephonistin musste einfach hysterisch werden“.       Die wöchentliche Arbeitszeit

schwankt - je nach Schwere des Dienstes - zwischen 42 und 48 Stunden,    nur jeder dritte

Sonntag ist frei.   Die Dienstschicht dauert elf Stunden;   Urlaub gibt es keinen.      Der

Durchschnittsverdienst einer Telefonvermittlungskraft liegt etwas über dem von weiblichen

Kaufhausangestellten und etwas unterhalb der Einkünfte von Lehrerinnen. Nur einzelne Kräfte

können zur Aufsicht aufrücken.    Während des Dienstes ist das Tragen einer einheitlichen

Dienstbluse aus dunkelblauem Stoff vorgeschrieben, da man befürchtet, dass „bei der Eigenart

der weiblichen Natur nur zu leicht ein gegenseitiges Überbieten in der äußeren Erscheinung Platz

greifen würde“. 

23. Dezember 1904 – Die Münchner Kindl AG fusioniert mit der Unionsbrauerei

München-Haidhausen - München-Au * Die Generalversammlung der Aktionäre der Münchner

Kindl AG beschließt die Fusion mit der Haidhauser Unionsbrauerei.   Der Zusammenschluss

bündelt die Stärken beider Unternehmen und stärkt die Position der Brauerei auf dem Münchner
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Biermarkt nachhaltig. Das Unternehmen wächst deutlich und zählt nun zu den fünf größten

Brauereien Münchens. Die Fusion markiert einen bedeutenden Meilenstein in der Entwicklung

der von Joseph Schülein geführten Brauerei.   Mit der Übernahme der Münchner Kindl AG

gewinnt die Unionsbrauerei einen wirtschaftlich gleichwertigen Betrieb, der neue

Wachstumsmöglichkeiten eröffnet und das Geschäft nachhaltig stärkt. Gleichzeitig geht der

Zusammenschluss mit einer erheblichen finanziellen Belastung einher: Die Brauerei übernimmt

hohe Schulden, die ihre weitere Entwicklung maßgeblich prägen. 

1905 – Antisemitische Kampagnen gegen das Kaufhaus Tietz

München * Die Firma Hermann Tietz, die seit 1899 das erste Kaufhaus Münchens betreibt, sieht

sich wiederholt antisemitisch motivierten Anschuldigungen ausgesetzt. Gegner des

Unternehmens behaupten öffentlich, die niedrigen Löhne zwängen Verkäuferinnen zur

Prostitution. Gegen diese Verleumdungen geht die Firma mehrfach erfolgreich gerichtlich vor.  

Zwar werden die Urheber der Anschuldigungen zu hohen Geldstrafen verurteilt, doch die

Kampagnen schaden dem Ansehen des Kaufhauses und wirken sich negativ auf dessen

Geschäftsergebnis aus. Die Vorfälle zeigen, wie wirtschaftlicher Erfolg jüdischer Unternehmen

zunehmend zum Ziel antisemitischer Angriffe wird.

16. Oktober 1906 – Ludwig Thoma tritt eine sechswöchige Haftstrafe an

München-Obergiesing * Ludwig Thoma tritt eine sechswöchige Haftstrafe in der

Strafvollzugsanstalt Stadelheim an. Er ist für schuldig befunden worden, mit seinem Gedicht „An

die Sittlichkeitsprediger“ die Kirche beleidigt zu haben.

Dezember 1907 – Karl Valentin reist zu seiner Mutter nach Zittau

München - Zittau * Karl Valentin reist, von Schulden und ständigen Geldsorgen geplagt, zu seiner

Mutter nach Zittau, um sich Geld von ihr zu leihen. Unverrichteter Dinge muss er jedoch wieder

abreisen.

31. Dezember 1909 – Die Schulden König Ludwigs II. sind restlos getilgt

München * Die Schulden König Ludwigs II. sind auch mit den Geldern seines Bruders Otto restlos
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getilgt. 

30. Juli 1914 – Russland erklärt die Generalmobilmachung

Moskau * Zar Nikolaus II. wird von seinem Außenminister zur Generalmobilmachung überredet.

Die Münchner Neuesten Nachrichten berichten am Nachmittag: „Der russische Botschafter hat

dem Grafen Berchtold die Mitteilung gemacht, dass die russische Regierung eine bindende

Erklärung, die Neutralität zu wahren, nicht geben kann. Infolgedessen steht die allgemeine

Mobilisierung der österreichischen Armee innerhalb der nächsten Tage zu erwarten.“     Damit ist

der entscheidende Schritt zum Großen Krieg getan und ein Schuldiger gefunden. Denn zu

diesem Zeitpunkt ging es nur noch um die Frage, welche Macht als Erste mobilmachen würde.

Sämtliche nun folgenden politischen Aktivitäten der beteiligten Regierungen sind ausnahmslos

darauf ausgerichtet, der jeweils anderen Seite die Schuld an der kommenden Katastrophe

zuzuschieben. Die Öffentlichkeit soll erkennen und davon überzeugt werden, dass man zu einem

Verteidigungskrieg gezwungen worden ist. Und Russland hat damit - aus deutscher Sicht -

eindeutig und zweifelsfrei seine Bereitschaft zum Krieg gezeigt. 

8. August 1914 – Erich Mühsam und der Krieg (II)

München * Erich Mühsam schreibt in sein Tagebuch: „Deutschlands Rüsterei, der unstillbare

Ehrgeiz, die Militärhegemonie zu sein, hat das Unglück verschuldet“. 

13. August 1914 – Generalstabs-Chef Helmuth von Moltke beschuldigt belgische Zivilisten

Berlin - Brüssel * Der preußische Generalstabs-Chef Helmuth von Moltke beschuldigt belgische

Zivilisten, sich entgegen dem Kriegsrecht an den Kämpfen beteiligt und „in grausamer Weise

Verwundete erschlagen und Ärzte [...] niedergeschossen“ zu haben. Moltke droht damit, dass

„jeder Nichtuniformierte, der [...] in irgendeiner Weise unberechtigt an der Kriegshandlung

teilnimmt“, fortan „als Franktireur behandelt und sofort standrechtlich erschossen“ wird.      Damit

können sich die vor Ort agierenden Soldaten und Befehlshaber auf allerhöchste Weisungen

berufen. In den ersten beiden Kriegsmonaten kommen 5.500 belgische und rund 900

französische Zivilisten ums Leben. Der Auslöser dieser brutalen Aktionen und drakonischen

Strafmaßnahmen sind häufig unerwartete Schusswechsel und Explosionen, deren Verursacher

meistens unbekannt blieben.      Es kann sich dabei um versprengte belgische Soldaten,

Angehörige der Miliz oder vor Ort agierende Widerstandskämpfer handeln, aber möglicherweise
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sind es auch nur betrunkene oder orientierungslose deutsche Soldaten, die sich in einem

feindlichen Hinterhalt wähnen und nun das Feuer auf die eigenen Leute eröffnen. 

1915 – Kurt Eisner: Das Deutsche Reich trägt die Hauptschuld am Ersten Weltkrieg

München * Kurt Eisner ist davon überzeugt, dass das Deutsche Reich die Hauptschuld am Ersten

Weltkrieg trägt.

März 1916 – Ernst Toller verbringt qualvolle Wochen in den Schützengräben

Verdun - Westfront * Auch Ernst Toller verbringt als Kriegsfreiwilliger qualvolle Wochen in den

Schützengräben. Im Jahr 1933 wird er seine Autobiographie „Eine Jugend in Deutschland“

veröffentlichen und darin die Grauen des Krieges und die Ansichten eines bayerischen Soldaten,

der den Saupreißn die Verantwortung dafür zuschiebt, beschreiben.    „Sebastian, der

Bauernknecht aus Berchtesgaden, [...] ist fromm, und er begreift nicht, warum dieser Krieg tobt.

Wenn sie ihm von zu Hause Schinken und Speck schicken, setzt er sich mit abgewandtem

Rücken in einen Winkel und ißt und stiert und sinnt.      Vielleicht sind die Preußen ja ‚an der

Gaudi‘ schuld, bestimmt sind sie schuld.  Die können ja nie das Maul halten, wegen ihnen hat

König Ludwig II. daran glauben müssen, [...] der Bismarck hat die Bayern beschissen, [...] sein

Großvater hat im Krieg 1866 ganz allein sechs Preußen gefangen genommen, ‚Ergebts euch!‘ hat

er geschrien, ‚die Bayern san da‘, und jetzt saufen sie uns das Bier weg aus der Kantine.     

Sebastian bleibt stehen, erblickt mich nackt und schließt vor Schreck die Augen.  [...] ‚Jetzt woaß

ma ja, warum der Krieg hat kemma müssn‘, brummt er. ‚Der Preiß wascht sich nackad‘. Aus

seinem Mundwinkel zischt ein Strahl Spucke.“ 

24. März 1916 – 18 SPD-ler aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * In der SPD kommt es im Zusammenhang mit einem Not­haushalt zum offenen Bruch in

der Frage der Unterstützung der deutschen Kriegspolitik. Hugo Haase hält im Reichstag eine

Anti-Kriegs-Rede, in der er auch die durch die Regierung verschuldeten Zustände von

Unterernährung und Hunger unter Teilen der Bevölkerung anklagt. Im Parlament kommt es zu

einem Krawall.    Der im Rahmen dieser Parlamentssitzung von der Regierung vorgestellte

Notetat wird von jenen 18 SPD-Reichstagsabgeordneten, die bereits am 21. Dezember 1915

gegen die Kriegskredite stimmten, ebenfalls abgelehnt. Die anderen SPD-Abgeordneten

bewilligen den Regierungsvorschlag. Mit der Begründung von Disziplin- und Treubruch werden

Münchner Zeitensprünge Seite 36/63



die 18 Abgeordneten in einer anschließenden SPD-Fraktionssitzung aus der Fraktion

ausgeschlossen.     Die 18 Abweichler bilden daraufhin die Sozialdemokratische

Arbeitsgemeinschaft - SAG als Fraktionsgemeinschaft. Sie betrachten sich weiterhin als

Mitglieder der SPD. Aus der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft geht im April 1917 die

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD hervor. Die USPD wird bei den

revolutionären Ereignissen in Bayern die entscheidende Rolle spielen.    Karl Liebknecht und Otto

Rühle lehnen den Anschluss an die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG ab. 

13. Juni 1917 – Gold für unsere Helden!

München * In der SPD-Zeitung Münchener Post findet sich die Anzeige: „Deutsche Frauen tilgt

Eure Ehrenschuld an unsere Helden und bringt Euren Goldschmuck der Goldankaufsstelle!“ 

14. Juli 1917 – Antimonarchische Stimmung durch Kaiser Wilhelm II.

Lille * Kronprinz Rupprecht bedauert in seinem Tagebuch die sich in weiten Teilen des Deutschen

Reiches um sich greifende antimonarchische Stimmung. Die Schuld daran gibt er Kaiser Wilhelm

II..    „Durch seine fortgesetzten Missgriffe und seine Untätigkeit ist der Kaiser um alles Ansehen

gekommen und die Verstimmung geht so weit, dass manche monarchisch gesinnte und ernsthaft

denkende Leute bezweifeln, ob die Dynastie der Hohenzollern den Krieg überdauern wird“. 

24. Juli 1917 – Im Pariser Justizpalast beginnt der Prozess gegen Mata Hari

Paris * Im Pariser Justizpalast beginnt der Prozess vor dem Militärgericht gegen Mata Hari.    In

der Presse kursiert das Gerücht, Mata Hari habe den Deutschen geheime  Informationen über

den Bau der neuartigen Panzer zugespielt, mit denen die Alliierten dem Krieg eine entscheidende

Wende geben wollen. Eine absurde Behauptung, die sogar die seriöse New York Times aufgreift.

   Mata Hari, wird deshalb beschuldigt, als Doppelagentin wichtige Informationen an die

Deutschen verraten und damit das Leben von 50.000 französischen Soldaten im Ersten Weltkrieg

aufs Spiel gesetzt zu haben. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen
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in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

28. Februar 1918 – Eisner: „Die deutsche Regierung beschuldigt uns einer Käuflichkeit“

München-Au * Kurt Eisner schreibt in sein Gefängnistagebuch:  „Ausländische Einflüsse,

ausländisches Geld soll in der Streikbewegung wirksam gewesen sein. Die deutsche Regierung

beschuldigt uns einer Käuflichkeit, die sie selbst mit Hunderten von Millionen in der ganzen Welt

organisiert hat“. 

14. März 1918 – Kurt Eisner analysiert den Januarstreik

München-Au * Kurt Eisner erklärt bei einer Angeschuldigten-Vernehmung im Gerichtsgefängnis

Neudeck die durch seine Verhaftung erfolgte Wendung in den Januarstreiks:    „Ich bin […] der

Überzeugung, dass in zwei weiteren Tagen die gesamte Münchner Arbeiterschaft gestreikt haben

würde, wenn wir freie Betätigung gehabt hätten und wenn uns nicht im eigenen sozialistischen

Lager in der Mehrheitspartei ein Gegner in den Rücken gefallen wäre.   Wenn die Bewegung

noch kurze Zeit gedauert hätte, wären die Mehrheitsführer, die ohnehin in jeder öffentlichen

Versammlung, in der ich und meine Gesinnungsgenossen sprachen, eine glatte Niederlage

erlitten, sicher völlig aus dem Feld geschlagen worden.“ 

1. August 1918 – Straubinger Frauen wollen keinen Königsbesuch

Straubing - Regensburg - München * Ein Regensburger Bürger hatte Ende Juli im Zug ein

Gespräch von etwa 25 Straubinger Frauen über das 700-jährige Stadtjubiläum von Straubing mit
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angehört und berichtet am 1. August darüber an das Garnisonskommando Regensburg:  „Jetzt

kommt der König zu uns - den brauch ma a no - der soll mit seine Trudln daheim bleiben - Unser

Bürgermeister, der Depp is extra nach München g‘fahren und hat‘n eing‘laden - da schreins

immer von den Schulden - de Dekration wird wieder a Geld kosten - a Festfressen wollns a gebn

-    Der soll nur kema - mir habens scho ausgmacht - mit de fauln Kartoffeln wird er empfanga. De

moana, wenns a Militär hinstelln, dös hilft eana was - die Soldaten helfa alle zu uns - de ham von

dem Schwindel a gnua!“. 

24. Oktober 1918 – Schwere Vorwürfe Kurt Eisners gegen die MSPD

München * Kurt Eisner und seine USPD gehen in ihrer Werbung für die Wahl am 17. November

mit der MSPD ins Gericht:  „Diese Wahl soll und muss die große Abrechnung der Massen mit

denen sein, die das Volk alle die Kriegsjahre hindurch getäuscht und verraten haben. In erster

Linie mitverantwortlich für alles, was sich in diesen Zeiten Furchtbares ereignet hat, sind die

Regierungssozialisten, die sich jetzt überbieten in schreiendem Radikalismus, um die

Aufmerksamkeit von der eigenen Schuld und Mitschuld abzulenken. […]   Einer der belastetsten

und gefährlichsten Regierungssozialisten, Herr Erhard Auer, der bereits ungezählte Ämter fest in

der Hand hält, wagt es, trotz seiner Belastung mit der Schuld an der verwüstenden Kriegspolitik

der herrschenden Klassen sich unter dem angemaßten Namen eines Sozialdemokraten um den

Reichstagssitz in München zu bewerben.“ 

4. November 1918 – Der Königliche Staatsrat kommt zu seiner letzten Sitzung zusammen

München-Graggenau * Der Königliche Staatsrat kommt zusammen, um über den Fortgang der

Verfassungsreform zu beraten. König Ludwig III. ist - wie seine Berater - der Auffassung, dass

den demokratischen Parteien Zugeständnisse gemacht werden müssen, weil alleine damit in

dieser Situation dem Staatswohl und der Monarchie gedient werden könne.        Innenminister Dr.

Friedrich von Brettreich will etwaige Bedenken gegen die Notwendigkeit einer

Parlamentarisierung „unter der Wucht der Ereignisse“ zurückgestellt wissen, da die Wellen einer

revolutionären Bewegung jetzt auch auf Bayern übergegriffen hätten.    Ministerpräsident Otto

von Dandl will den demokratischen Parteien so weitgehende Zugeständnisse machen, weil in

dieser Situation nur so dem Staatswohl und der Monarchie geholfen werden kann.      

Vordringlich sei es jetzt,        dass unter dem Volk kein Zwiespalt herrsche und    die öffentliche

Ruhe aufrecht erhalten werde.       In der letzten von König Ludwig III. geleiteten

Staatsratssitzung zieht der Monarch ein denkwürdiges politisches Resümee:   „Wenn der Krieg

ein so schlechtes Ende genommen hat, so können wir in Bayern unseren Schild hochhalten; er ist
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fleckenlos. Bayerns Heer hat sich ruhmreich geschlagen, Bayern trägt keine Schuld.  Schuld trägt

die unglückselige Politik, die schon vor dem Krieg seitens der Reichsleitung geführt worden ist,

und noch mehr die Oberste Heeresleitung, die keinen Maßstab hatte für die Grenzen der eigenen

Kräfte. […]     Nach mehr als vierjährigen unerhörten Leistungen und Opfern stehen wir vor einer

Niederlage Deutschlands, die es seit Napoleon nicht mehr erlebt hat. Wir müssen Frieden

schließen und zwar unter schlechten Bedingungen.“ 

7. November 1918 – Hände rein halten von Geld und von Blut

München * Der Journalist Victor Klemperer, nicht gerade ein enger Vertrauter Kurt Eisners, der

der USPD eher distanziert gegenüber steht, schreibt am 22. Februar 1919 in einem Nachruf auf

Kurt Eisner in den Leipziger Neuesten Nachrichten nachstehende Zeilen:  „Keiner zweifelte an

Eisners völlig reinen Absichten. Er wollte nichts für seine Person, er war, obwohl ihn die

Plötzlichkeit seines Aufstiegs natürlich mit Selbstbewusstsein erfüllt hatte. […] Er wollte seine

Hände rein halten von Geld und von Blut. Er hatte immer den besten Willen, und er setzte bei

anderen Menschen […] die gleiche Seelenunschuld voraus.“ 

8. November 1918 – Ein MSPD-Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft Münchens

München * Die Münchener Post spricht in einem Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft

Münchens die MSPD von der Schuld am Umsturz frei, bittet und wirbt aber gleichzeitig um „treue

Mitarbeit“, vor allem damit die Ernährung der Schwachen gesichert und so gezeigt wird, „dass die

herauf kommende neue Zeit die wahre Wohlfahrt und den Frieden der Menschheit bedeutet. An

die Arbeit, Genossen! An den Aufbau!“ 

11. November 1918 – Kurt Eisner startet eine unabhängige bayerische Außenpolitik

München - Bern * Nach der Bekanntgabe der harten Waffenstillstandsbedingungen startet

Ministerpräsident Kurt Eisner in der Nacht zum 11. November eine eigenständige, vom Reich

völlig unabhängige bayerische Außenpolitik. Über den Schweizer Bundesrat in Bern schickt er

einen Appell der neuen bayerischen Regierung an die Regierungen der Siegermächte. Er ist

zugleich ein Aufruf an die Proletarier aller Länder:  „Das bayerische Volk hat zuerst in

Deutschland unter Führung von Männern, die seit Beginn des Krieges den leidenschaftlichsten

Kampf gegen die frevelhafte Politik der deutschen Regierungen und Fürsten geführt haben, in

einer stürmischen und vom endgültigen Erfolg gekrönten Erhebung alles und alles beseitigt, was
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schuldig und mitschuldig an dem Weltkrieg war. […]   In diesem Augenblicke stürzt auf die junge

Republik Bayern die Veröffentlichung der Waffenstillstandsbedingungen der alliierten Mächte

herein. Alle Hoffnungen, die wir durch den Erfolg der Revolution hegen durften, sind damit

zerstört. Die neue Republik wird, wenn diese entsetzlichen Bedingungen unabänderlich sein

sollten, in kurzer Zeit Wüste und Chaos sein. […]   Jetzt ist die Stunde gekommen, wo durch

einen Akt weitausblickender Großmut die Versöhnung der Völker herbeigeführt werden kann.

Vergesst in der Schöpfung der neuen Welt den Hass, der in der alten erzeugt worden ist.“ 

16. November 1918 – Professor Foerster hält die Aufklärung der Deutschen für notwendig

Bern - München * Professor Dr. Friedrich Wilhelm Foerster hält die Aufklärung des deutschen

Volkes im großen Maßstab für notwendig, da „dessen Bildungsschichten ja in der Tat noch keine

Ahnung von den wahren Ursachendes Krieges und der Kriegsverlängerung haben“. 

17. November 1918 – Die Revolutionsfeier im Nationaltheater

München-Graggenau * Im Nationaltheater wird eine Revolutionsfeier abgehalten. „Keine festliche

Auffahrt, keine rauschenden Toiletten, keine blinkenden Ordenssterne und Diademe. Die Karten

waren durch das Los verteilt worden, so dass das äußerliche Bild ganz anders war als bei den

Festaufführungen der Vergangenheit.“  Kurt Eisner spricht erstmals seit der Revolution wieder in

der Öffentlichkeit. Zum Abschluss singen die Zuhörer Kurt Eisners „Hymne an die Revolution“

und bringen danach Hochrufe auf die „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, auf Eisner und die

soziale Republik“ aus.   Kurt Eisner ist mit einem schwarzen Gehrock gekleidet. Seine Haare sind

ordentlich geschnitten und frisiert. Er spricht von der Revolution wie von einer heiligen Reliquie.

Für ihn war es die Revolution, die „die Idee, das Ideal und die Wirklichkeit vereint. „Da wir eine

neue Form der Demokratie suchen“, müssen die Fehler und die Schuld der Vergangenheit

zugegeben werden. „Vergessen wir, was war, und vertrauen wir dem, was wird.“

17. November 1918 – Die Vertrauenswürdigkeit der bayerischen Regierung herausgestellt

Washington - München * Der amerikanische Pazifist George D. Herron berichtet Kurt Eisner: „Ich

habe mein möglichstes getan, um den Präsidenten Wilson und die Entenre-Regierungen zu

überzeugen, dass Ihre Regierung vertrauenswürdig ist“.   Herron drängt Eisner zu einem „vollen

und offenen Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des

Krieges und an den Grausamkeiten der Kriegsführung. […] Die moralische Wirkung einer solchen
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Handlung wäre gewaltig und entscheidend.“ 

18. November 1918 – Aufruf zum Inneren Widerstand gegen die neue Staatsform

München-Kreuzviertel * Michael von Faulhaber schreibt an den bayerischen Episkopat, womit die

Gesamtheit der bayerischen Bischöfe gemeint ist, die Anregung für einen gemeinsamen

Hirtenbrief.    In dem Schreiben gibt er zu bedenken, „daß ein gemeinsames Hirtenschreiben in

dieser Stunde unserem Volk die Dankesschuld gegen das Haus Wittelsbach und König Ludwig

III. in offener Sprache ohne Entschuldigung bei der neuen Regierung kundgeben [...] müßte.  [...]

Der gestrige Thronverzicht war ein unverantwortlicher Mißgriff der alten Regierung.“    Ohne dies

klar zu äußern, fordert der Münchner Bischof seinen Klerus zum Inneren Widerstand gegen die

neue Staatsform auf. Und als ihm immer klarer wird, dass er mit seinen Überzeugungen nicht die

allgemeine Meinung vertritt, verlegt er sich zum offenen Kampf mit der Regierung des Freistaats

Bayern, ohne seine eigenen ultrakonservativen Anschauungen infrage zu stellen. 

19. November 1918 – Ein offenes Bekenntnis der Schuld übernehmen

Bern - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner erhält von dem amerikanischen

Pazifisten George Davis Herron ein Telegramm, in dem es heißt:  „Ich habe mein möglichstes

getan, um den Präsidenten und die Entente-Regierungen zu überzeugen, dass ihre Regierung

vertrauenswürdig ist.[…] Vor allem rate ich Ihnen dringend, möglichst viele deutsche Staaten zu

überzeugen, Ihrer Führung zu folgen, zweitens die ersten Schritte zu einem vollen und offenen

Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des Krieges und an den

Grausamkeiten der Kriegsführung zu unternehmen. Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend. […] Ich bitte Sie, kühn, offen und unverzüglich zu

handeln, nicht nur Deutschlands, sondern der Zivilisation und der Menschheit wegen.“  Diese

Ratschläge entsprechen Eisners eigenen Erfahrungen und Intentionen bis ins Detail. Doch

welche Handlungsmöglichkeiten stehen ihm konkret offen, da der Rat der Volksbeauftragten in

Berlin, der aus je drei SPD- und USPD-Männern besteht, wobei die Letztgenannten über eine

Statistenrolle nicht hinauskommen, kaum eigene Schritte zu Friedensverhandlungen

unternehmen wird. 

19. November 1918 – Maßnahmen zur Belebung des revolutionären Geistes

Berlin - München * Der bayerische Gesandte in Berlin, Friedrich Muckle, berichtet an den
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bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner von einem Gespräch mit dem Publizisten und

Journalisten Maximilian Harden über die Belebung des revolutionären Geistes. Sie fordern     die

Säuberung der Reichsregierung von allen unfähigen Elementen,  die sofortige Veröffentlichung

der Geheimakten,  die Verhaftung der Schuldigen und  die Einführung eines Staatsgerichtshofs

zu deren Aburteilung.    Wenn die Berliner Reichsregierung auf diese Forderungen nicht eingeht,

so sollte der „Abfall des Südens“ zumindest angedroht werden. Denn: „Preußen hat uns in das

Unglück des Krieges gestürzt, es soll uns nicht noch tiefer in den Abgrund, aus dem wir

herauszuarbeiten suchen, hinab drücken.“ 

21. November 1918 – Die Entente betrachtet Berlin mit größtem Misstrauen

München * Friedrich Wilhelm Foerster, der Professor der Pädagogik an der Münchner Universität,

schreibt Kurt Eisner: „Es ist augenblicklich von hoher politischer Bedeutung, der Entente, gerade

weil sie Berlin mit größtem Misstrauen betrachtet, die Perspektive zu eröffnen, dass Bayern die

Klärung der politischen Entwicklung in Deutschland entscheidend bestimmen will.“ 

21. November 1918 – Eisner fordert die sofortige Veröffentlichung der Kriegsakten

München - Berlin * In einem Telegramm fordert Kurt Eisner den bayerischen Gesandten in Berlin,

Dr. Friedrich Muckle, auf, von der Reichsregierung die sofortige Veröffentlichung der Urkunden

über den Ursprung des Krieges zu verlangen. Außerdem erhebt der bayerische Ministerpräsident

Anspruch auf Beteiligung Bayerns in der Waffenstillstands-Kommission.  Kurt Eisner ist bestrebt,

den Alliierten den Beweis zu erbringen, dass mit der deutschen Revolution nicht nur die alten

Herrschaftsträger beseitigt wurden, sondern dass auch ein politischer Umdenkungsprozess

eingesetzt hat. 

23. November 1918 – Kurt Eisner sucht Beweise für die deutsche Kriegsschuld

München - Berlin * Kurt Eisner und Felix Fechenbach reisen bereits zwei Tage vor der

Ministerpräsidenten-Konferenz am 25. November mit dem Zug nach Berlin, um dort Aktenstudium

zu Fragen der deutschen Kriegsschuld zu betreiben. In seinem Gepäck befindet sich eine Mappe

mit offiziellen Dokumenten, den Berichten der bayerischen Gesandtschaft in Berlin während der

Monate Juli und August 1914.  Nach Durchsicht der ihm zugänglichen diplomatischen Unterlagen

glaubt Eisner die Beweise gefunden zu haben, dass die deutsche Regierung Österreich geradezu

in den Krieg gegen Serbien hinein getrieben hat. Und zwar in der Absicht, einen europäischen
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Krieg zu entfachen.  Außerdem geht daraus beispielsweise hervor, dass deutsche und

bayerische Beamte nach dem Attentat von Sarajevo bestens informiert waren, aber Ende Juli

1914 nichts gegen „Wiens gefährliches Spiel“ unternommen haben. 

24. November 1918 – Das Berliner Tageblatt veröffentlicht Kriegsschuld-Dokumente

Berlin * Vier Dokumente, die nach Kurt Eisners Meinung die deutsche Schuld am Kriegsausbruch

beweisen, werden im Berliner Tageblatt veröffentlicht. 

25. November 1918 – Das Korrespondenzbüro Hoffmann veröffentlicht Kriegsschuld-Schriften

Berlin * Das Berliner Korrespondenzbüro Hoffmann macht die von Kurt Eisner ausgesuchten

Schriftstücke zur deutschen Kriegsschuld als amtliche Publikation im ganzen Reichsgebiet

allgemein zugänglich - auch in den Hauptstädten der Entente.  Die deutsche Öffentlichkeit ist vom

Inhalt total überrascht. Umgehend dementiert die Reichsregierung, die mit einem solchen

Alleingang nicht gerechnet hat, dass Deutschland den Krieg gewollt habe. Auf den Vorwurf, dass

das Deutsche Reich der Habsburger-Monarchie Österreich-Ungarn einen

Blankoscheck ausstellte und damit für die Verbündeten die Kriegsentscheidung gefallen war, geht

die Reichsregierung nicht ein. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der
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Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

26. November 1918 – Protest gegen Kurt Eisners Kriegsschuldfrage

Berlin - München * Das Auswärtige Amt in Berlin protestiert gegen die Veröffentlichungen von

Kurt Eisner zur Kriegsschuldfrage.   Dr. Friedrich Wilhelm Muckle, der Bayerische Gesandte in

Berlin, droht daraufhin dem Auswärtigen Amt mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen

durch die Bayerische Regierung. 

7. Dezember 1918 – Der Blutige Freitag im Spannungsfeld der Propagandisten

Berlin * Für die bürgerlichen Parteien sind die Schuldigen an den Vorgängen vom Vortag schnell

gefunden: „Die blutigen Krawalle sind anscheinend durch Pläne und Unternehmungen der

Spartacus-Leute und der mit ihnen verbündeten Elemente verursacht worden, deren Ziel der

Sturz der Regierung Ebert-Haase war.“    Für die Linken erklärt Karl Liebknecht: „Es ist gar nicht

mehr zu leugnen, dass der Putsch des gestrigen Tages von der Regierung inszeniert worden ist,

denn es muss doch dem Harmlosesten auffallen, dass die Ereignisse des blutigen Freitags alle

miteinander in Zusammenhang stehen.“    Es lässt sich weder ein Spartakusputsch noch eine

Beteiligung oder Mitwisserschaft der MSPD-Spitze an einem Putschversuch nachweisen. Doch

die Faktenlage stört in dieser aufgeheizten Stimmung die Propagandisten weder von Rechts noch

von Links. 

7. Dezember 1918 – Ein sozialistischer Aufruf im Bayerischen Kurier

München * Die Leser der stark konservativen Zeitung Bayerischer Kurier, die zugleich das Organ

der Bayerischen Volkspartei - BVP darstellt, müssen lesen:    „Brüder!   Die Soldaten und Arbeiter

Münchens haben heute nacht die Zeitungen besetzt. Sie haben der schändlichen Hetzpresse, die

das Volk durch 51 Monate belogen und betrogen hat und eine ungeheuere Blutschuld an diesem

Völkermord trägt, ihr Gift genommen.     Die Übernahme der Zeitungen geschah in größter Ruhe

und Ordnung, und sie erscheinen von nun ab unter unserer Leitung. […] Es lebe die

internationale sozialistische Weltrepublik!     Die revolutionären Internationalisten Bayerns“. 

11. Dezember 1918 – Erste Versammlung des Spartakusbundes München
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München-Ludwigsvorstadt * Erstmals tritt der Spartakusbund mit einer Massendemonstration in

München in Erscheinung. Im Wagnersaal referiert Max Levien, der Vorsitzende der bayerischen

Sektion des Spartakusbundes, über das Thema „Die blutigen Vorgänge in Berlin und die Schuld

der jetzigen Reichsregierung“. In seinem Referat stellt er eine Reihe radikaler Forderungen auf,

darunter    die Einrichtung von Revolutionstribunalen zur Bestrafung der Konterrevolutionäre und 

die Gründung einer Roten Armee.      Seinen Ausführungen stellen sich Kurt Eisner, Dr. Edgar

Jaffé, Gustav Landauer, Erich Mühsam und Fritz Sauber entgegen.     Ministerpräsident Eisner

wendet sich gegen die Demonstrationslust,  Gustav Landauer äußert sich gegen das „ewige

Blutspucken“. Mit Rache macht man keine neue Welt.  Erich Mühsam will die Revolution gegen

ihre Feinde schützen, aber nicht mit blutigen Mitteln. 

1919 – Unionsbrauerei unter wirtschaftlichem Druck

München-Haidhausen * Die Unionsbrauerei schließt das Braujahr 1918/19 mit einem Verlust von

mehr als 340.000 Mark ab. Ein Teil der Schulden ist der Auszahlung der Dividende in Höhe von

vier Prozent geschuldet. Um das Ergebnis auszugleichen, muss sie ihre Reserven weitgehend

auflösen. Am Ende verbleibt ein Gewinn von lediglich 60.000 Mark.   Zugleich fehlt der Brauerei

ein größerer Immobilienbesitz, mit dessen Erträgen sich anhaltende Verluste im Biergeschäft

längerfristig auffangen ließen.

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die
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Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

16. Januar 1919 – Scheidemann zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

Berlin * Philipp Scheidemann erklärte zum Tod von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

folgendes:    „Ich bedauere den Tod der beiden aufrichtig aus gutem Grunde. Sie haben Tag für

Tag das Volk zu den Waffen gerufen und zum gewaltsamen Sturz der Regierung aufgefordert.

Sie haben Spazierfahrten durch Berlin mit Maschinengewehren veranstaltet, die sie uns

wiederholt vor die Reichskanzlei fuhren, sie haben Tag für Tag ihre Anhänger bis zur Siedehitze

aufgepeitscht. Sie haben, nachdem durch ihre Schuld Arbeiter- und Soldatenblut in Strömen

geflossen, uns als Mörder und Bluthunde Tag für Tag in ihren Zeitungen und in ihren

Versammlungen beschimpft. So sind sie selbst Opfer ihrer eigenen blutigen Terrortaktik

geworden.“    Und weiter meint er: „Bei Frau Luxemburg, einer hochbegabten Russin, ist mir der

Fanatismus begreiflich, nicht aber bei Liebknecht, dem Sohn Wilhelm Liebknechts, den wir alle

verehrten und noch verehren. Sein Sohn, der nunmehr tote Karl Liebknecht, hat sich leider

vollkommen in die russisch-terroristische Taktik einspannen lassen.“    Zur Rechtfertigung seiner

Person und seiner Regierung äußert er sich: „Wenn mein wahnsinniger Bruder die Flinte auf mich

anlegt, so kann ich, wenn es [um] mich allein geht, mich erschießen lassen, um sein Blut zu

schonen, aber wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu stürzen, um Weib und

Kind zu retten, und der wahnsinnige Bruder legt dann auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann

muss ich mich gegen ihn zur Wehr setzen, denn dann geht es nicht mehr um mich, sondern um

viele andere.“ 

29. Januar 1919 – Die Freisinger Erklärung der bayerischen Bischöfe

Freising * Für den Münchner Erzbischof Michael von Faulhaber ist Kultusminister Johannes

Hoffmann ein „ausgesprochener Kulturkämpfer und Kirchenhasser“. In ihrer Freisinger

Erklärung fassen die Bischöfe ihren „flammenden Protest“ zusammen und prangern in einem

Hirtenbrief die Maßnahme als „Fehdehandschuh gegen den Herrn selbst“ an.     Der

Hirtenbrief beginnt so: „Herodes der Kindermörder ließ die unschuldigen Kinder von Bethlehem
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hinschlachten. Unbekümmert um das Weinen und Wehklagen der Mütter, unbekümmert um das

Todeswimmern der sterbenden Kinder, ließ er an wehrlosen Kindern seine Wut aus, um mit ihnen

den neugebornen König der Juden, den vermeintlichen Anwärter seines Thrones aus dem Weg

zu schaffen.“     In einer extrem polemischen und ehrverletzenden Art geht es weiter: „Geliebte

Erzdiözesanen!  Am letzten Montag ist im Volksstaate Bayern eine Verordnung ergangen, die vor

dem Richterstuhl Gottes schwerer wiegt als der Blutbefehl des Herodes. Durch eine Verordnung

des Unterrichtsministers wurde der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als

Pflichtfach abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert.“

4. Februar 1919 – Kurt Eisner spricht auf der Sozialisten-Konferenz in Bern

Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner rechnet auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale

in Bern mit den Sozialdemokraten ab, nachdem der Vertreter der MSPD, Otto Wels, eine

wehleidige Rede hält, in der er die Haltung seiner Partei vor und während des Krieges den

Vertretern des sozialistischen Europas darlegen will.Im Gegensatz zu Welsch bekennt sich Kurt

Eisner ausdrücklich zur deutschen Schuld. Er erhält dafür am Kongress einen rauschenden

Beifall, wird dafür aber in Deutschland bitter kritisiert.   Annette Kolb, die als Journalistin in Bern

dabei ist, vermerkt: „Was nun verlautete, war ein Plädoyer für Deutschland, wie es niemals

ergreifender formuliert wurde. Seine kalte Stimme beibehaltend, enthüllte er die ganze Tragik des

unglücklichen Landes. ‚Die Stimme derer, welche im Kampf um die Ideen einer besseren Welt

namenlos in den Kerkern verblichen‘, rief er schneidend den fremden Delegierten zu, ‚drangen

nicht bis zu euch! Stumm verbluteten sie‘. Und im Namen jener neuen und besseren Welt

verlangte er die Freigabe der zurückgehaltenen Kriegsgefangenen.   Man hielt den Atem an.

Denn vor uns stand ein Entronnener aus eben jener Schar stummer Blutzeugen für die Idee der

Gewaltlosigkeit, der Wahrheit und der Menschenliebe. Dies war ihr Los wie vor 2.000 Jahren. In

Eisner hatte der Kongress wohl seine eindrücklichste Figur“. 

21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene
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Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit

rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners

Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

5. März 1919 – Die Schlacht am Alexanderplatz beginnt
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Berlin * Am Nachmittag beginnt die Schlacht am Alexanderplatz. Sie dauert bis zum 6. März. Es

geht bei diesem Feuergefecht um das Polizeipräsidium. Über die genauen Hintergründe der

Auseinandersetzung gibt es verschiedene, vollkommen unterschiedliche Aussagen.    Tatsache

ist, dass drei bewaffnete Truppen in der Nähe des Polizeipräsidiums am Alexanderplatz

aufeinander treffen:       die Regierungstruppen unter General Walther von Lüttwitz,   die

Republikanische Sicherheitswehr und   die übrig gebliebenen Reste der Volksmarinedivision.     

Die Schuld für den Ausbruch der Kämpfe wird in den Zeitungen - je nach politischer Couleur - der

jeweils anderen Seite zugewiesen.    Die Schlacht endet, nachdem die regierungsnahen Truppen

die Kontrolle über das Polizeipräsidium und dessen Umgebung übernehmen können. Dennoch

müssen ein Toter und fünf Schwerverwundete hingenommen werden. 

13. März 1919 – Abscheu und Verachtung für die Regierung

Berlin * Harry Graf Kessel notiert in sein Tagebuch:&nbsp;„Alle geistig und ethisch anständigen

Menschen müssen einer so leichtsinnig und frech mit dem Leben ihrer Mitbürger spielenden

Regierung den Rücken kehren. Die letzten acht Tage haben durch ihre Schuld, durch ihr

leichtfertiges Lügen und Blutvergießen, einen in Jahrzehnten nicht wieder zu heilenden Riss in

das deutsche Volk gebracht.&nbsp;Die Stimmung gegen sie heute Abend wechselt zwischen

Abscheu und Verachtung.“&nbsp;

22. März 1919 – Die Regierung Scheidemann befasst sich mit der Kriegsschuldfrage

Weimar * Die Regierung Scheidemann setzt sich auf Drängen des Reichspräsidenten Friedrich

Ebert mit der Kriegsschuldfrage auseinander. 

10. April 1919 – Lena Christ bittet den Zentralrat um finanzielle Unterstützung

München * Die Schriftstellerin Magdalena Jerusalem, genannt Lena Christ, bittet den

Zentralratsvorsitzenden Ernst Toller um finanzielle Unterstützung.&nbsp;„Zurzeit habe ich fast

600 Mark Schulden und gar keine Einnahme. Ich muss alle Tage etwas von meinen sauer

erworbenen Sachen verkaufen. Bitte unterstützen Sie mich durch eine einmalige größere Summe

oder durch ein Monatsgeld, damit ich wieder aufschnaufen kann.“    Sie endet ihr Schreiben mit

dem Satz: „Ich bitte aber inständig, meine Bitte nicht in der Zeitung zu veröffentlichen!“&nbsp;
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18. April 1919 – Die Kautsky-Dokumente zur Kriegsschuldfrage werden nicht veröffentlicht

Weimar * Dem Kabinett Scheidemann liegt die Dokumentensammlung zur Kriegsschuldfrage vor.

Diese wurde im November 1918 an Karl Kautsky von der USPD in Auftrag gegeben.&nbsp;Die

Dokumente belegen, dass die deutsche Reichsregierung im Juli 1914&nbsp;Österreich-Ungarn

zum Krieg gegen Serbien gedrängt hat und damit die Hauptverantwortung für den Ausbruch des

Ersten Weltkriegs trägt.    Nach ausführlichen Beratungen empfiehlt Reichsministerpräsident

Philipp Scheidemann von der Veröffentlichung der Kautsky-Dokumente vorerst Abstand zu

nehmen.&nbsp;

26. April 1919 – Die seit Längerem bestehenden Differenzen brechen auf

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus, in dem sich täglich die Betriebs- und Kasernenräte

treffen, treten die seit längerer Zeit bestehenden politischen Differenzen zwischen den

Kommunisten, Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod einerseits, und den Unabhängigen

Sozialdemokraten, Emil K. Maenner, Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer andererseits, offen

zutage. Es kommt zu heftigen Auseinandersetzungen, in deren Folge die drei Letztgenannten von

ihren Ämtern zurücktreten.       Der Volksbeauftragte für Finanzen, Emil K. Maenner, erklärt, dass

er nicht mehr für Handlungen bereitsteht, die „politischem Diebstahl“ gleichkommen und keine

Lust mehr hat, in einem „Marionettentheater“ zu sitzen.       Der Kommandeur des

Truppenabschnitts I (Dachau), Ernst Toller, betrachtet die jetzige Räteregierung als ein „Unheil

für das werktätige Volk“, weil die führenden Männer nur zerstören, ohne das geringste

aufzubauen. Deshalb kann er eine weitere Zusammenarbeit mit dem Vollzugsausschuss und

dem Generalstab nicht mehr verantworten.       Aus den gleichen Gründen will auch der

Abschnittskommandant der Roten Armee in Dachau, Gustav Klingelhöfer, seine Ämter

niederlegen.      Der Bankrat stellt sich geschlossen hinter Emil K. Maenner und bezeichnet die

Mitglieder des Vollzugsausschusses als „Hampelmänner“.    Mit ähnlich harten Worten wird die

„katastrophale Versorgungslage“ von den Anwesenden kritisiert, an der die Regierung Hoffmann

nur zum Teil schuld ist.    Nach einem weiteren Beschluss der Betriebsräte sollen die Münchner

Tageszeitungen - unter Auflage einer Vorzensur - wieder erscheinen können.    Während der

Sitzung trifft die Nachricht ein, dass im Passamt fünfzig Pässe gestohlen worden sind. Zur

Untersuchung des Vorgangs wird daraufhin eine Zehnerkommission gebildet. 

27. April 1919 – Im Hofbräuhaus eskaliert schließlich der Konflikt

München-Graggenau * Im Festsaal des Hofbräuhauses eskaliert nun der Konflikt zwischen den
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Befürwortern und Gegnern der Verhandlungen mit der Regierung Hoffmann.    Verhandlungen mit

der Bamberger Regierung sind jedoch nicht mehr möglich, da sowohl die Regierung des

Freistaats Bayern als auch die Reichsregierung die Bedingungslose Kapitulation und die

Auslieferung aller Führer fordern.    „Die Verhältnisse in Südbayern haben sich nunmehr durch

Verschulden des Münchener Terrors zum direkten Kriegszustand entwickelt. [...] Gewalt kann nur

mit Gewalt bekämpft und unterdrückt werden. Verhandlungen, Besprechungen und

Abmachungen mit den Volksfeinden, die unser Südbayern ins Unglück gestürzt haben, sind

vergeblich“.    Durch diese unnachgiebige Haltung sehen die Kommunisten keine andere Wahl,

als bis zum bitteren Ende zu kämpfen. Sieg oder Niederlage - dazwischen gibt es für sie keine

Alternative. 

29. April 1919 – Hinrichtungen in Starnberg von württembergischen Regierungssoldaten

Starnberg * In Starnberg marschieren Regierungstruppen ein. Es folgt ein ungleicher Kampf: Die

Roten verfügen über etwa 100, die Weißen über 2.000 Männer.    Die Weißen Truppen, darunter

die „Gruppe Seutter“, ein Kampfverband aus Württemberg, verhaften in Starnberg Männer, von

denen sie glauben, dass sie feindliche Sparakisten wären. Sie werden eingesperrt und ein paar

Stunden später auf der Bleicher-Wiese erschossen. Die 27 Spartakisten, andere Quellen

sprechen sogar von 37 Kommunisten, werden ermordet, weil sie angeblich Waffen bei sich

getragen haben. Diese Anschuldigungen werden mittlerweile bezweifelt.    Auch die unbeteiligte

Kunstmalerin Sophie Banzer befindet sich unter den Opfern. Sie hatte sich eine rote Bluse

angezogen und wird deshalb auf ihrem Anwesen getötet. 

30. April 1919 – Flugblätter über München: „Kopf hoch und Mut! Hilfe naht“

München * Über München kreisende Flugzeuge werfen Flugblätter mit Durchhalteparolen ab: 

„[...] Kopf hoch und Mut! Hilfe naht, die Euch vom russischen Terror und Schrecken des

Bolschewismus befreien wird“.    Ein anderes Flugblatt informiert darüber, dass München von

bayerischen Truppen umstellt ist und fordert die Bevölkerung auf:         „Hört die Stimme der

Vernunft! Lasst ab vom bewaffneten Widerstand.   Meidet die Straßen und Plätze, damit das Blut

Unschuldiger nicht vergossen wird.   Die Truppen der Regierung brechen schonungslos jeden

bewaffneten Widerstand, um der Not Aller ein Ende zu machen.     Lebensmittel, Kohlen,

Rohstoffe stehen zur Einfuhr nach München bereit.      gez. Hoffmann, Ministerpräsident“ 

1. Mai 1919 – Es kommt in der Innenstadt zu Kämpfen und Verwüstungen
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München * Obwohl der Einmarsch der Weißen Truppen in München erst für den nächsten Tag,

pünktlich zur Mittagsstunde vorgesehen ist, kommt es bereits am 1. Mai in der Innenstadt zu

Schießereien, Kämpfen und Verwüstungen. Wie, wann und wo sich die kriegsähnlichen

Auseinandersetzungen entzünden, lässt sich heute nicht mehr eindeutig feststellen. Die

Regierungstruppen werden auf ihrem Weg in den Stadtkern jedenfalls nicht von den Roten

angegriffen oder aufgehalten.    Hinterher wird gerne behauptet, die Freikorpstruppen hätten sich

aufgrund der durchsickernden Informationen über den Geiselmord nicht mehr zurückhalten

lassen und wären auf eigene Faust losgestürmt. Doch das ist nur eine nachträgliche

Entschuldigung für eine nicht zu entschuldigende Disziplinlosigkeit auf Seiten der Weißen

Truppen. 

2. Mai 1919 – München wird von den Regierungstruppen eingenommen

München * München wird nach harten Kämpfen gegen die sich erbittert verteidigenden Roten von

den Regierungstruppen genommen. Bis zum Abend ist die Rote Armee geschlagen und die

Stadtviertel von den Regierungstruppen militärisch besetzt.  Die Militärs bereiten sich nun auf die

bevorstehende „Säuberung und Befriedung“ vor.    Für Giesing liest sich das dann so: „Da

brechen sie in Häuser, durchsuchen die Wohnungen, die Keller, die Böden. Reihenweise schleift

man die roten Schützen auf die Straße - stellt sie an die Wand. Und dumpf bricht sich das

Krachen der Erschießungssalven an den Mauern“.    Die Wirklichkeit ist oft noch viel grausamer.

Nach dem Sieg über die Rote Armee durchkämmen die Weißen fast alle Häuser Haidhausens,

der Au und Giesings. Über 5.000 Münchner, die irgendwie verdächtig erscheinen, werden

verhaftet. Über eintausend, darunter viele unschuldige, oftmals denunzierte Menschen, müssen

sterben.    Die letzten Einheiten der Roten Armee werden am 4. Mai in der  Umgebung von

München zerschlagen. Vereinzelte Feuergefechte in der Stadt dauern noch bis zum 22. Mai an. 

4. Mai 1919 – Instruktionen zum Mord

München - Perlach * Bei einer geheimen Offiziersbesprechung in München sagt Major Walter

Schulz Folgendes: „Meine Herren, wer es jetzt nicht versteht, oder wer es mit seinem Gewissen

nicht vereinbaren kann, hier nur harte Arbeit zu leisten, der soll lieber gehen. Lieber ein paar

Unschuldige mehr an die Wand, als nur einen einzigen Schuldigen entgehen zu lassen.    [...]

Meine Herren, Sie wissen ja selbst, wie Sie es machen müssen. Sie nehmen, den Betroffenen

beiseite, erschießen ihn und geben Fluchtversuch oder tätlichen Angriff an.“ 
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7. Mai 1919 – Josef Hofmiller analysiert die Lage der SPD

München-Haidhausen * Josef Hofmiller, der Herausgeber der reaktionären Zeitschrift

Süddeutsche Monatshefte, analysiert die Situation: „Die Sozialdemokratie ist in einer Zwickmühle:

sie ist gezwungen Farbe zu bekennen, und diese Farbe ist nicht rot, wie die Masse geglaubt hat.

Sie hat niemals gewagt, den trennenden Strich zwischen sich und den Kommunisten zu ziehen;

die Leute aber, die die Regierung Hoffmann jetzt erschießen lässt, sind lauter Kommunisten.   

Die Sozialdemokratie hat die Massen immer auf den großen Kladderatatsch [= eine alte, in der

Kaiserzeit gebrauchte, humorvolle Bezeichnung für die Revolution] vertröstet und scharf

gemacht; jetzt, wo die Massen den Kladderatatsch machen und ausnützen wollen, lässt sie auf

sie schießen.     Man sieht es jeder Nummer der ‚Münchener Post‘ an, wie greulich der offiziellen

Sozialdemokratie die durch ihre eigene Schuld unheilbar gewordene Lage ist.“ 

10. Mai 1919 – Ministerpräsident Hoffmann verteidigt seine Entscheidungen

Bamberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann gibt eine öffentliche Erklärung ab.

Darin bringt er zum Ausdruck:  „Schrecklich ist der Krieg, am schrecklichsten der Bürgerkrieg.

Entsetzliche Bluttaten sind in München geschehen, Verbrechen auf beiden Seiten. Das

unschuldig vergossene Blut der grausam ermordeten Geiseln schreit zum Himmel. Die Kunde

von der Erschießung der 21 friedlichen Bürger durch wahnsinnig erregte Soldaten erfüllte uns mit

tiefstem Entsetzen.“    Im gleichen Atemzug verteidigt Hoffmann die Rückendeckung seiner

Regierung für die Regierungstruppen mit der Behauptung, man habe monatelang Geduld walten

lassen und damit nichts erreicht, als den „blutigen Taten einer Diktatur der Gewalt“ Tür und Tor

zu öffnen. Auf den „Terror des Kommunismus und der Roten Armee“ kann man nur mit Kampf

und nicht mit Verständigung antworten. 

1922 – Die Inflation und die Straßenbahn

München * Die Inflation, die durch die Kriegsfinanzierungspolitik des Kaiserreichs verschuldet und

von der Weimarer Republik zur Dämpfung der Arbeitslosigkeit fortgeführt worden ist, bringt das

Münchner Verkehrsunternehmen an den Rand des Erträglichen. Weitere Streckenausbauten und

dringend notwendige Neubeschaffungen im Wagenpark können nicht realisiert werden.   Die

Anpassung der Tarife hechelte der Geldentwertung hinterher. Alleine im Jahr 1922 gibt es 13

Tariferhöhungen. Kosten zwei Teilstrecken am 1. März noch 1,50 Mark, so erhöht sich der Preis

bis zum 31. Dezember auf 70 Mark. Doch dann geht‘s erst richtig los. 
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30. August 1922 – Konrad Adenauer widerspricht Kardinal Michael von Faulhaber

München * Der Präsident des Katholikentages, der damalige Kölner Oberbürgermeister Konrad

Adenauer, widerspricht Kardinal Michael von Faulhaber zwar erst drei Tage später, verwahrt sich

aber immerhin öffentlich gegen diese Aussagen: „Es sind hie und da Äußerungen gefallen, die

man sich aus Verhältnissen örtlicher Natur erklären kann, hinter denen aber die Gesamtheit der

deutschen Katholiken nicht steht. [...] Es verrät Mangel an historischem Blick, die heutige

Verfassung verantwortlich zu machen für die heutigen Zustände“.   Denn, so Adenauer weiter:

„Wenn im Herbste der Wind die Blätter von den Bäumen fegt, so ist der Wind nur der Anstoß,

denn die Blätter waren alt und müde, und wenn der Sturm Äste und Bäume bricht, so war der

Sturm bloß der Anstoß, denn die Bäume und Äste waren alt, denn wären sie nicht morsch und

lebensschwach gewesen, so hätten sie den Sturm überdauert.“  Und der Rheinländer setzte noch

einen drauf, als er sagte: „Wie ich an das Walten einer Gerechtigkeit glaube, so glaube ich auch

daran, daß etwas, was gut und stark ist, nicht untergehen kann“.    Jetzt wird Kardinal Faulhaber

richtig zornig. „Herr Oberbürgermeister“, herrscht der Münchner Erzbischof den späteren

Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland wie einen Schuljungen an: „Sie haben unserem

König nicht die schuldige Achtung erwiesen“.    In einer Denkschrift hält Konrad Adenauer die

Gefährlichkeit der Haltung und Auffassung des Kardinals in aller Deutlichkeit fest: „Die Haltung

des Kardinals Faulhaber ist unverträglich mit den Interessen des deutschen Katholizismus. Er

muß entweder eine grundsätzliche Schwenkung einnehmen oder dazu angehalten werden, sich

jeder politischen Betätigung auf das Strikteste zu enthalten“. 

12. Mai 1924 – Ermittlungsverfahren gegen Kahr, Seißer und Kossow eingestellt

München • Die Staatsanwaltschaft München I stellt das Ermittlungsverfahren gegen Kahr, Seißer

und Lossow mit der Begründung ein, dass bei den Beschuldigten ein Vorsatz, sich an dem

Putsch zu beteiligen, nicht erwiesen sei.&nbsp;

28. November 1926 – Das Vereinsheim und die Turnhalle des TSV München-Ost sind fertig

München-Obergiesing * Das Vereinsheim und die Turnhalle kann an die Vereinsleitung des TSV

München-Ost übergeben werden. Für einige Jahre wird es mit dem Turn- und Sportverein

München-Ost noch aufwärtsgehen, doch mit den beginnenden 1930er-Jahren kommt die

Wirtschaftskrise und damit verbunden eine hohe Arbeitslosigkeit, die auch die Mitglieder des

Sportvereins trifft.     Die dadurch sinkenden Beitragszahlungen machen die Rückzahlung der

Bauschulden und die Begleichung der laufenden Kosten immer schwieriger. Die größte Gefahr
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für den Arbeiterverein kam jedoch von den Nationalsozialisten. 

2. Oktober 1927 – Anton Graf Arco auf Valley wird endgültig amnestiert

Berlin - München * Aus Anlass des 80. Geburtstags des Reichspräsidenten Paul von Hindenburg

wird der Kurt-Eisner-Mörder Anton Graf Arco auf Valley endgültig amnestiert. Eine Amnestie

beseitigt weder das Urteil noch die Schuld des Straftäters. Sie ist in diesem Fall ein vollständig

erfolgter Straferlass. 

18. April 1928 – Das Reichsgericht in Leipzig beendet den Plagiats-Rechtsstreit

Leipzig * Das Reichsgericht&nbsp;in Leipzig beendet einen Rechtsstreit in letzter Instanz, in dem

es um Plagiatsvorwürfe gegen Karl Valentin geht.&nbsp;Der Prozess dauert bereits eineinhalb

Jahre und ist vom Berliner Theaterdirektor vom „Admiralspalast“, Hermann Haller, mit

außergewöhnlicher Heftigkeit&nbsp;durch drei Instanzen durchgepeitscht worden.&nbsp;Vom

Landgericht München I&nbsp;über das Oberlandesgericht München&nbsp;bis hinauf zum

Reichsgericht&nbsp;in Leipzig.    Hermann Haller hat den Direktor des Deutschen

Theaters&nbsp;in München, Hans Gruß, verklagt, weil er das Valentin-Bühnenstück „Im

Senderaum“ aufführte und verlangt dafür Schadensersatz. Der Kläger behauptet, dass Karl

Valentin sein Bühnenstück „Im Senderaum“ aus dem Sketch „Hinter den Kulissen des

Rundfunks“ von Roland Jeans aus Hermann Hellers Revue „An und Aus“ geklaut hätte.    Das

höchste deutsche Gericht kommt jedoch zur Auffassung, dass sich Valentins Werk grundlegend

vom Sketch von Roland Jeans unterscheidet und es sich dabei um zwei völlig eigenständige

Arbeiten handelt.&nbsp;Der Plagiatsvorwurf gegenüber Karl Valentin und alle sonstigen

Beschuldigungen werden vom Gericht als völlig haltlos zurückgewiesen.    In der

Urteilsbegründung heißt es: Der Vergleich der beiden Stücke „beweise auf das bündigste, dass

Karl Valentin nicht das vorbestehende Bühnenstück von Roland Jeans nachgeschrieben, sondern

etwas völlig anderes eigenschöpferisch neu geschaffen habe“.    Damit stellt das

Reichsgericht&nbsp;auch fest, dass Valentin gar nicht in der Lage ist, „etwas Vorgegebenes

nachzumachen, gar nachzuschreiben oder auch nur nachzuspielen“.&nbsp;

5. April 1933 – Ärger über einen Artikel gegen den Judenboykott

München-Kreuzviertel * Der Geistliche Dr. Alois Wurm, der gleichzeitig Herausgeber der

Monatsschrift „Seele“ ist, wendet sich an Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber.&nbsp;Wurm
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hat&nbsp;einen Artikel gegen den „Judenboykott“ an eine bayerische Zeitung geschrieben, diese

den aber nicht abgedruckt.&nbsp;    Aus diesem Grund appelliert der Priester an Faulhaber, in

der katholischen Presse zur Orientierung der Katholiken klare Aussagen zum Vorgehen gegen

die Juden zu machen.&nbsp;Schließlich, so Wurm weiter, sei es mit der katholischen Lehre nicht

vereinbar, wenn ein Mensch unschuldig, nur wegen seiner Rasse gehasst oder verfolgt werde.   

Scheinbar ist&nbsp;dem Kardinal&nbsp;der Ton des Geistlichen zu fordernd.&nbsp;Jedenfalls

reagiert Michael von Faulhaber sehr ungehalten auf diesen Brief.&nbsp;

3. Dezember 1933 – Michael von Faulhabers Adventspredigt in der Michaelskirche

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber hält seine Adventspredigt in der

Michaelskirche. Darin weist er darauf hin, dass sich in der deutschen Kultur seit dem frühen

Mittelalter zahlreiche Einflüsse aus dem Alten Testament, also aus der jüdischen Kultur, finden:   

„Im Besonderen verdanken die menschliche Kultur und christliche Religion dem Alten Testament

einen reinen und erhabenen Gottesgedanken.“ Und weiter: „Wir müßten unsere deutschen

Klassiker Lügen strafen, wollten wir das Alte Testament mißachten und aus den Schulen und

Volksbüchereien verbannen. Wir müßten die Geistesgeschichte unseres Volkes verleugnen.“   

Über die Juden sagt er: „Bei keinem anderen Volk findet sich eine solche Schriftenreihe, worin so

klar, so bestimmt, so einheitlich die Grundwahrheiten des religiösen Lebens dargeboten werden.“

     Diese und noch andere Worte des Respekts machte er zunichte mit den dann kommenden

Sätzen: „Nach dem Tode Christi wurde Israel aus der Offenbarung entlassen. Sie hatten die

Stunde der Heimsuchung nicht erkannt. Sie hatten den Gesalbten des Herrn verleugnet und

verworfen, zur Stadt hinausgeführt und ans Kreuz geschlagen. Damals zerriß der Vorhang im

Tempel auf Sion und damit der Bund zwischen dem Herrn und seinem Volk. Die Tochter Sion

erhielt den Scheidebrief, und seitdem wandert der ewige Ahasver ruhelos über die Erde.“     Mit

solchen Schuldzuweisungen und Verleumdungen geht es weiter. Faulhaber spricht immer wieder

von den Israeliten, auf denen der Zorn Gottes ruhe. Solche Worte sind in normalen Zeiten schon

bedenklich. In Zeiten, in denen staatlich verordnete „Judenschelte“ und Boykottmaßnahmen an

der Tagesordnung, in denen Verhaftungen, Beschimpfungen, ja sogar Morde nichts

Außergewöhnliches sind, verschlimmern solche Worte die Situation nur noch. 

Februar 1934 – Valentin/Karlstadt beteiligen sich am Faschingszug

München * Karl Valentin und Liesl Karlstadt beteiligen sich mit einem Wagen am Münchner

Faschingszug. Er ist mit Gerümpel vollgestellt und trägt die Aufschrift: "Entschuldigung wir sind

mit dem Wagen nicht fertig worn".
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4. November 1936 – Faulhabers Unterredung mit Adolf Hitler

Obersalzberg * Kardinal Michael von Faulhaber ist ein Leben lang stolz auf seine Aussagen vom

Deutschen Katholikentag. Er brüstet sich sogar damit noch bei seiner - problematischen -

dreistündigen Unterredung mit Adolf Hitler auf dem Obersalzberg: „1922 habe ich den

marxistischen Umsturz von 1918 und 1919 als ‚Meineid und Hochverrat‘ bezeichnet und trotz

aller Bedrohungen das Wort nicht zurückgenommen.“    Nach seinem selbst verfassten Protokoll

trat er Adolf Hitler mit folgenden Worten gegenüber: „Sie sind als das Oberhaupt des Deutschen

Reiches für uns gottgewollte Autorität, rechtmäßige Obrigkeit, der wir im Gewissen Ehrfurcht und

Gehorsamkeit schulden.“

18. August 1938 – Vertreibung der Juden aus arischen Wohnhäusern

Halle * Das Amtsgericht Halle fällt ein Urteil zur Vertreibung der Juden aus „arischen“

Wohnhäusern. Darin heißt es unter anderem:       „Auch in der Hausgemeinschaft können

eigennützige Interessen der einzelnen keinen Bestand haben. Eine wahre Hausgemeinschaft im

Sinne dieses Denkens kann aber nur von gleichgesinnten, deutsch denkenden Personen und

Hausbewohnern arischer Abstammung gebildet und gepflegt werden; sie ist mit Personen

jüdischer Herkunft wegen des bestehenden Rassenunterschiedes schlechterdings unmöglich.  

Da der nationalsozialistische Staat aber auf das Bestehen und die Pflege einer wahren

Hausgemeinschaft einen besonderen Wert legt und von jedem Volksgenossen diese Einstellung

im Sinne der Hausgemeinschaft fordert, so kann dem Vermieter und den Mietern arischer

Abstammung im Interesse der Erhaltung dieser Hausgemeinschaft nicht zugemutet werden,

diese mit Mietern jüdischer Abstammung zu bilden und zu pflegen und mit diesen in derselben

Hausgemeinschaft zu leben.    Dem Vermieter muß deshalb das Recht zugesprochen werden,

Mieter jüdischer Abstammung aus dieser Hausgemeinschaft auszuschließen und von diesen

Räumung ihrer Wohnung zu fordern.    Leistet ein solcher Mieter jüdischer Abstammung dem

Räumungsverlangen des Vermieters keine Folge oder lehnen die Mieter arischer Abstammung

eine Hausgemeinschaft mit ihnen ab, so stört er damit die zwischen dem Vermieter und den

anderen Mietern arischer Abstammung bestehende Hausgemeinschaft und macht sich durch sein

weiteres Wohnenbleiben diesen gegenüber einer erheblichen Belästigung im Sinn des § 2

Mieterschutzgesetz schuldig“.

1941 – Der Tierpark passt zur NS-Rassenlehre

München-Giesing * Das nationalsozialistische Regime ist dem Tierpark wohlgesonnen und fördert
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ihn. Das liegt natürlich auch daran, weil die Tierzucht ideologisch in die Rassenlehre eingebettet

werden kann.  Die Nazis werfen dem Zoo aber immer wieder mangelnde nationalsozialistische

Gesinnung vor. Das geht so weit, dass im Jahr 1941 die Tierpark-Leitung beschuldigt wird, dass

Juden immer noch Zutritt zum Tierpark hätten. 

23. August 1945 – Hirtenbrief und Schuldbekenntnis

Fulda * Zum Abschluss der Fuldaer Konferenz veröffentlichen die Bischöfe einen gemeinsamen

Hirtenbrief. Darin erinnern sie an Katholiken, die während der NS-Zeit verfolgt worden sind oder

Verfolgten geholfen haben.  Zugleich räumen sie ein, dass sich auch zahlreiche Angehörige der

katholischen Kirche vom Nationalsozialismus haben verführen lassen, gegenüber seinen

Verbrechen gleichgültig geblieben sind oder selbst daran mitgewirkt haben. Das

Schuldbekenntnis bezieht sich vor allem auf einzelne Katholiken, während die Verantwortung der

Bischöfe und der Kirche als Institution weitgehend unberührt bleibt. Der Hirtenbrief ruft zu Buße,

gegenseitiger Hilfe und einem christlich geprägten Neuanfang auf.

23. Februar 1946 – Adenauer: „Die Bischöfe hätten viel verhindern können“

Bonn * Konrad Adenauer, ein entschiedener Katholik und späterer Bundeskanzler der

Bundesrepublik Deutschland, schreibt an Pastor Bernhard Custodis in Bonn über die Bischöfe im

Dritten Reich die nachfolgenden Zeilen:     „Ich glaube, dass, wenn die Bischöfe alle miteinander

an einem bestimmten Tage öffentlich von den Kanzeln aus dagegen Stellung genommen hätten,

sie vieles hätten verhüten können.  Das ist nicht geschehen und dafür gibt es keine

Entschuldigung. Wenn die Bischöfe dadurch ins Gefängnis oder in Konzentrationslager

gekommen wären, so wäre das keine Schande, im Gegenteil.  Alles das ist nicht geschehen und

darum schweigt man besser.“

5. März 1946 – Entnazifizierung durch die Spruchkammern

Amerikanische Besatzungszone * Aufgrund des amerikanischen Entnazifizierungsrechts, dem

„Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus“ werden diese Verfahren vor

sogenannten „Spruchkammern“ durchgeführt. Die Kategorien waren:    Hauptschuldige  Belastete

 Minderbelastete  Mitläufer  Entlastete
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15. Oktober 1948 – Adolf Hitlers Nachlass wird vor der Spruchkammer München geregelt

München * Um Hitlers Nachlass zu regeln, wird ein Verfahren vor der Spruchkammer

München eingeleitet. Rechtsanwalt Otto Gritschneder übernimmt pro forma die Verteidigung des

Ehepaares Adolf und Eva Hitler, geborene Braun, „in absentia“.    Dabei wird der „Führer“ als

Hauptschuldiger eingestuft und sein gesamtes Vermögen zugunsten des Landes

Bayern eingezogen. Dazu zählen auch die Autorenrechte für „Mein Kampf“.    Ein Antrag von

Adolf Hitlers Schwester, Paula Wolf, auf Auszahlung des ihr im Testament des Bruders

zugedachten Erbteiles wird vom Gericht abgelehnt und das Testament selbst für ungültig erklärt.

13. Dezember 1948 – Der Prozess gegen den Scharfrichter Johann Reichhart beginnt

München * Der Prozess gegen den Scharfrichter Johann Reichhart vor der Spruchkammer

IV beginnt. Er wird als Hauptschuldiger angeklagt und nach zweitägiger Verhandlung als

„belastet“ eingestuft und verurteilt.

Juni 1954 – Die Gewerkschaften schließen mit C&A Brenninkmeyer einen Vergleich

München * Die Gewerkschaften schließen mit C&A Brenninkmeyer einen Vergleich. Die Firma

verzichtet auf eine Entschädigung von 250.000 DMark und die Gewerkschaften entschuldigen

sich für die Beleidigungen in einem Flugblatt vom 20. Februar 1954.    Und nachdem sich viele

andere Groß- und Mittelbetriebe für Samstagnachmittags-Öffnungszeiten nach 14 Uhr

aussprechen, bricht der Widerstand zusammen. Der „Ladenschluss-Krieg“ ist damit beendet.

2. Februar 1962 – ADAC fordert: „Weg mit diesem Mördern am Straßenrand“

München * In einem Leserbrief in der Süddeutschen Zeitung&nbsp;klagt der Allgemeine

Deutsche Automobilclub - ADAC&nbsp;die „wahren Schuldigen am Massensterben auf den

Straßen“ an: die Alleebäume. Der ADAC&nbsp;fordert: „Weg mit diesem Mördern am

Straßenrand.“

29. Juni 1962 – Das Studentenparlament missbilligt das Verhalten der Protestierer

München-Maxvorstadt * Das Studentenparlament der Ludwig-Maximilians-Universität missbilligt
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das „teilweise kriminelle Verhalten“ einzelner Protestierer. Es schreibt aber die Hauptschuld an

den Ausschreitungen bei den Schwabinger Krawallen dem „unklugen und rücksichtslosen

Vorgehen der Polizei“ zu.

1967 – Wirtschaftliche Zwänge und Verlust der kulturellen Rolle 

München-Kreuzviertel * Die umfangreichen Bauarbeiten führen zu einer wachsenden

Verschuldung des Künstlerhaus-Vereins. Zwar gelingt der Wiederaufbau des kriegszerstörten

Gebäudes, doch dessen dauerhafte Finanzierung überfordert den Verein.   Das Künstlerhaus

wird deshalb an das Hotel Bayerischer Hof verpachtet. Hotelier Falk Volkhardt nutzt das Gebäude

in den folgenden Jahrzehnten vor allem für gastronomische und wirtschaftliche Zwecke. Der

Künstlerhaus-Verein bleibt zwar Eigentümer, tritt jedoch kaum noch öffentlich in Erscheinung.

Das Künstlerhaus verliert seine Bedeutung als kultureller Treffpunkt und gerät für lange Zeit

weitgehend aus dem öffentlichen Bewusstsein.

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der

Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren
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gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

27. September 1980 – Abendzeitung: „Eine Spur führt direkt zu den Neo-Nazis“

Theresienwiese - München * Die Abendzeitung erscheint am Tag nach dem Wiesn-Attentat mit

einer Sonderausgabe und der Nachricht, dass eine Spur direkt zu den Neo-Nazis führt. Doch

Ministerpräsident Franz Josef Strauß beharrt darauf, die Schuld linken Terroristen zu geben.

2003 – Die ehemaligen Wiesnwirte Weinfurtner stehen erneut vor Gericht

München-Theresienwiese * Die ehemaligen Wiesnwirte Marianne und Anton Weinfurtner stehen

erneut wegen Steuerhinterziehung vor Gericht. Das Landgericht München I geht von einem

Schaden von 1,5 Millionen Euro für den Fiskus aus.    Marianne Weinfurtner, die das Gericht für

die treibende Kraft hält, wird wegen vier und ihr Mann Anton wegen drei Fällen der

„Umsatzsteuerverkürzung“ schuldig gesprochen. Ins Strafmaß einbezogen wird eine Verurteilung

der Eheleute zu je zwei Jahren mit Bewährung aus dem Jahr 2001. Das Urteil ist bereits

rechtskräftig.    Anton Weinfurtner und seine am Unternehmen beteiligte Ehefrau und

Buchhalterin haben laut dem früheren Urteil den „Fiskus getäuscht, wo immer sich Gelegenheit

bot“. Frau Weinfurtner wird zu viereinhalb Jahren, Herr Weinfurtner zu dreieinhalb Jahren Haft

verurteilt. 

2007 – Der Ältestenrat lehnt das Trümmerfrauen-Denkmal ab

München-Graggenau * Der Ältestenrat beschäftigt sich abschließend mit der Erstellung eines

Trümmerfrauen-Denkmals und befindet, dass es den Begriff der Trümmerfrauen in München nie

gegeben hat. Einzig die CSU äußert sich positiv zum neuen Denkmal.     Fraktionschef und

Oberbürgermeisterkandidat Josef Schmid sieht die Argumente gegen ein Denkmal als nicht

schwerwiegend genug an: „Natürlich wollen wir keine Nationalsozialisten ehren“, so Schmid.

„Doch es gibt keine Kollektivschuld des deutschen Volkes, und die Aufbauarbeit der
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Zivilbevölkerung muss gewürdigt werden“.  

13. März 2014 – Das Landgericht verurteilt Uli Hoeneß wegen Steuerhinterziehung

München * Die Steuerschuld&nbsp;des Bayern-Präsidenten&nbsp;Uli Hoeneß hat sich um

weitere 1,26 Millionen Euro erhöht. Der Solidaritätszuschlag&nbsp;muss noch einberechnet

werden. Die Summe kann noch weiter steigen, weil sie von den Steuerfahndern bisher nur

überschlägig berechnet worden ist.&nbsp;    Das Landgericht München II&nbsp;verurteilt Uli

Hoeneß wegen Steuerhinterziehung&nbsp;in Höhe von 28,46 Millionen Euro zu einer Haftstrafe

von dreieinhalb Jahren.&nbsp;Die Staatsanwaltschaft&nbsp;hat fünfeinhalb Jahre Haft

gefordert.&nbsp;Die Anwälte des FC-Bayern-Präsidenten&nbsp;kündigen umgehend

Revision&nbsp;beim Bundesgerichtshof&nbsp;in Karlsruhe an.&nbsp;Bis das Urteil rechtskräftig

ist, bleibt Uli Hoeneß auf freiem Fuß.

5. Oktober 2015 – 26 Sexualdelikte wurden angezeigt, darunter zwei Vergewaltigungen

München-Theresienwiese * 26 Sexualdelikte wurden während des Oktoberfestes angezeigt,

darunter zwei Vergewaltigungen, zwei versuchte Vergewaltigungen, sowie exhibitionistische

Handlungen und Beleidigungen auf sexueller Basis, wie etwa Grapschen. Sicherlich gibt es eine

Dunkelziffer, da viele Frauen aus Scham oder falschen Schuldgefühlen auf eine Anzeige

verzichten. Gerade Touristinnen zeigen sexuelle Übergriffe nicht an, sondern wollen einfach

vergessen und heimfahren.     Auf dem Oktoberfest kümmern sich verschiedene

Hilfsorganisationen, die sich in dem Projekt Sichere Wiesn zusammen geschlossen haben, um

sich der Opfer von sexueller Gewalt anzunehmen. 
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